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I. Teil. 



Einleitiiiii^. 

Der Handel der Jetztzeit kennt eine Anzahl Institute, 
die denjenigen früherer Zeiten unbekannt oder wenigstens 
nicht nachweislich bekannt waren. Zu den ersteren gehören 

vor allem die Wertpapiere des heutigen Keclits. nämlich 
die Korporations-. die Forderuiigs- und die sachenreclitliclieii 
Wertpapiere. In hMztfre Kateooii«' reiht man die Traditions- 
papiere, unter weh'lien die Traiüsportpapiere, Konnossement 
und Ladeschein, die wichtigsten sind. 

Sie verdanken ihre Entstehung der Entwicklung des 
Verkehiu Ni(ht als ob der Verkehr in früheren Zeiten 
weniger entwickelt gewesen wäre. Stets umfasste der 
Handel die ganze bekannte Welt In dem vom römischen 
Eeiche umspannten Mittelmeerbecken mit all seinen alten 
Kulturländern stand er wohl dem nnsrigen an Lebhaftigkeit 
nicht nach. Dennoch finden wir dort kein dem Konnossement 
vergleichbares Institut. Das bürpferliclie Recht wenigstens, 
das einen guten Teil seiner Au.sbiküing dem Perec^riiien-, 
also dem Handel^] echte verdankte wiirde die Büdung- eines 
Instituts des Handels nicht gehemmt liaV)en. Aber die Ver- 
hältnisse waren andere. Der phönicische Kaufmann fuhr 
selbst auf eigenem Schiff: er verkaufte selbst an geeignetem 
Ort seine Waren; der römische Kaufmann entsendete das 
Schilf unter Leitung des exercitor, seines Vertreters. Stets 
also begleitete der Ladungsinteressent in eigener oder in 
Person seines Vertreters die Wi^re. Ein Papier, das diese 
Begleitung ersetzt, brauchte und konnte sich nicht entwickeln. 

1 
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Basselbe Verhältnis finden wir im Mittelalter'). Die 
verschiedenen Gresellschaftsformen , die sich im Seehandel 

eiitwickehi , haben zur wesentlichen Voraussetzung dit' An- 
wesenheit der Ladun«rsinteressenten aul dem Sehiffe. 

Aber allniälilich luaclitpn die Kntjstehungeii von Handels- 
niederlassungen, dns Anfkoninieu des Komniissions- und des 
Versicherungsgeseliätts diese Anwesenheit iibertiiissig. Die 
Folge des Nichtbegleitens der T.adungsgegenstände war die 
Ausbildung des Konnossements als eines Papiers, welches 
das Bekenntnis des Schiifers enthält, eine bestimmte Ware 
zum Transport empfangen zn haben, nnd sein Versprechen, 
dieselbe bestimmmnngsgemäss anszuliefem. 

In dieser Bedentnng entwickelte sich das Konnossement 
im Seehandelsverkehr; bei der Kodifiziernng des dentschen 
Seerechts hatte man nur noug. den feststehenden Handels- 
gebraucb gesetzlich zu fixieren. Kür den BinnentrHiispnrt 
fand man ein iUinliclies In>titnt im Verkehr nicht vor: aliFv. 
ausgehend von der „prinzii)ielh^ii < Gleichheit der Verhältnisse 
beim See- und Binnentransport" glaubte man . auch bei 
letzterem einem gleichen Bedürfnis nach- oder vielmehr ent- 
gegenkommen za sollen. So schuf man hier den Ladeschein 
lind zwar ausgesprochenermassen nach dem Vorbild des 
Konnossements. 

Trotzdem ist festzustellen, inwieweit das jüngere Institut 
sein Vorbild eiTeichen sollte, es erreicht hat oder über- 
haupt erreichen kann. 

Für den ersten l^nnkt ergibt sich aus den i'iotnkollen 
der Beratungsk(>mhii>si(in, dass nacli dei- Ansicht des ( leset:?- 
gebers die Lücken der gesetzliclien Bestimmungen iiber den 
Ladeschein „durch analoge Anwendungen der Hestimmungen 
des Seerechts über das Konnossement" ausgefüllt werden scdlten. 

Etwas anders allerdings stellt sich die Verwirklichung 
der „glücklichen Idee '*^) des Gesetzgebers von der „prinzipiellen 



*) Wagner, Haiiilbiiiüli iles Seßredit» § 2. 
*) Prnt. 447. 
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Gleiclilieit" des Konnossements mit dem Ladeschein in der 
Uebung der Praxis dar. 

Nicht nur. dass bei der Flussschittahrt der Ladeschein 
höchstens auf der Elbe*) und im polnischen Getreidehandel*) 
in allereint'achster Gestalt in Uebung ist; vielmehr ist ihm 
fllr den Landtransport fast jegliche Bedeutung genommen, 
da die Eisenbahnen die Ausstellung von Ladescheinen, ob- 
schon sie nicht mehr reglementsmässig verboten ist,') doch 
fortdauernd ablehnen. 80 sind die Ladescheine schon in 
ihrer einfachsten Form in geringer Verbreitung*), jedes Ab- 
weiclien vollends von dieser einlachen J^'<irm erregt Miss- 
trauen und Prozesse. 

Noch WHiter in dieser negierenden Ivichtung tiihrt uns 
die dritte Frage: „wieweit der Ladeschein sein Vorbild 
überhaupt erreichen kann?". Denn sie zeigt uns die grosse 
Verschiedenheit der wirtschaftlichen (rrundlagen des See- 
und des Flnss- oder liandtransportes'). Zunächst zwischen 
dem See- und dem Landtransport: der Unterschied im Be- 
ladungsranm; dort das Seeschilf, dessen Befttimmnng schon 
eine gewisse Grösse bedingt, hier der Eisenbahnwaggon, der 
als selbständiger Beladungsraum doch wohl etwas zu klein 
ist; der Unterschied in der Befürdeningszeit, die über See 
Wochen und Monate beträjrt. dnrrli ganz Deutschland hin- 
durch auf der Kisenbaliu selten mehr wie 8 Tage; es ffillt 
also bei diesem raschen Transport der eine Hauptzweck 
des Ladescheins, die Beförderung des Güterumlaufs während" 
des Transportes, fort; es bleibt nur der andere, die Begründung 
einer strengeren skripturmässigen Obligation; dass unter 
diesen Umständen den ISisenbahnen die frühere Praxis „mehr 
konveniert***) lässt sich wohl rechtfertigen. 

*) Handelsgericht zu Ilamburi»; 5. Febr. 1862 in Heriiiaiin uiul 
Hinch N«i. 4. 

■) Ooldachmidt, Z. f. HB. XXIX. S. 29. 

») Rei?I. 1870 B § 5. 'L 6. — Regl. v. 1874 § 50. 

«) (iuldscliniiMt. Z. f. HPt. XXIX. S. 2!). 
») (iol.lschnnMt, Z. f. Ill{. XXIX. S. 22. 
') Piichelt art. 413 Ko. i, 

1* 
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Eine Verschiedenheit der Verhältaisse bei See- und 

Flusstransport ergibt sich nocli aus der Art des Gewerbe- 
betriebs uiifl der damit besrhafrioten Personen. 

Die Kheder sind Vollkaut leiite :') ilir Geschäft ist objek- 
tives Handelsgeschjift nach art. Iii, 4: die Hilfspersonen, 
deren sie sicli in ihrem (Tewerbebetrieb bedienen, pflegen 
erfahrene und kaufinännisch gebildete Leute zu sein.^) Dit^se 
wissen also genau, welche Verpflichtung sie mit dei* Zeich- 
nung übernehmen, wie sie dieselbe bei der Zeichnung event. 
modifizieren können ; für sie bietet das alt bekannte und 
-getibte Konnossement keine Gefahr. 

Anders die Binnenfrachtftthrer. Sie sind vielfach Leute 
niederen Standes, als gewöhnliche Fuhrleute, gewühnliclie 
Schitfer"') Kaufleute minderen Rechts: ihr Gescliäft ist nur 
sulijektives — wird also erst durch niehifaclie Ausüluui^ m 
einem — Handelsgeschäft.*) Zudem treiben sie ihr (-bewerbe 
meist mit oder durch Knechte und Kahnscliitter. Für diese 
Leute liegt in der strengen Verpflichtung des Ladescheins eine 
gi'osse (lefahr; «selten werden sie sich bei der Unterzeichnung 
des Ladescheins bewusst sein, welche Verpflichtung sie über- 
nehmen. Bei komplizierter abgefassten Scheinen wird ihnen 
oft die Anziehung der meist wohl unbekannten Seerechts- 
bestimmnngen Schaden bringen. 

So sehen wir, dass trotz des ausgesprochenen Willens 
der Beratungs-Kommission der Anwendung der Konuossements- 
■oinndsätze auf den Ladeschein erliebliclie Bedenken ent- 
gegenstehen und jedenfalls dabei jrrösste Vorsiclit g-el)oten ist. 

Die Theorie hat sich maimiglach über das Verhältnis 
von Konnossement und Ladeschein geäussert. Es ist ja 
überhaupt der Ladeschein eine Art Schmerzenskind der 
Theoretiker in der Kommission gewesen, dem sie gegen die 
Stimmen der Praktiker, z. B. der gesamten Eisenbahnver- 

») HGB. art. 4. 

*) Goldschmirtt in der Z, f. HR. XXL^. '62 i. 

«) H(;B. art. 10. .... 

♦) nur». Alt. 272, .i. 
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waltuug^en, zur gesetzlichen Existenz verlialfen. Aber, eben 
darum ist es auch ilir Lieblingskiud gewoi*den und meist 
haben sie sich bemüht,') es gleichfalls mit allem dem auszu- 
statten, was sein älterer Brnder, das Konnossemeut, an 

]>üsitiven Sätzen erhalten hat.^ 

Andere Schrittstiller dagej^en suchten Unterschiede 
zwischen den beiden Instituten und fanden sie teils') in dem 
Fehlen des art. 649, dem Fehlen di r- Veri>riichtnn<i" zur Auf- 
stellung des Ladescheins: teils*) in dem Nichtvorhandensein 
von art 658 8. 2 und den sich daran knüpfenden Kon- 
seqnenzen beim Ladeschein.. 

Schliesslich hat in neuester Zeit Goldsdmiidt^) seine 
oben erwähnte Ansieht dahin modifiziert, dass er, besonders 
wegen der Verschiedenheit der wirtschaftlichen Grnndlagen, 
die unbedingte Anwendung aller Konnossementsgrundsätze 
auf den Ladeschein nicht mehr fiir angebracht, hingegen bei 
der derartigen VerwenduHf> jedes einzehien liechtssatzes 
sorgsame Prüfung für crlordtrlich hält. 

Audi unseres Knicliteus kann nur eijie dei artifie Prüfung 
der einzelnen KechtSisätze ein ridiUgüSsi und praktisches 
Kesttitat ergeben. 



') (T,,ldsrlmii<k. liaiiillmcli ^ 75. ^. 7ü4 If. ~ £ger, Bd. III. «. 8—16. — 
Pnchelt, alt. 415 No. 2 u. H. 

t-Toldsclimidt 1. c. „soweit nicht der erkennbare Wille der Be- 
teiligten od» der Handelsgebrauch entgegensteht, gelten sclüeclitbiu die 
Gmndsitse vom Seekonnossement* nnter Bemfüng auf die Motive u. Prot 

») V. Gerber, % tSS, A. 15. 

•) V. Hahn, art. 415 § 3. 

*) GoldBchmidt in der Z. f. HR. XXIX. S. 37. 
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II. Teil. 
h Abschnitt Aiisstelluiig. 

Kapitel I. 
Verpflichtung xur Ausstellung. 

I. 

Die V(^ri)tlichtimj? zur Ausstellung von K()iiii()ss<'meuteHM 
tritt ein nicht auf (iruiid des Fraclitvertrao-y, .sonilern auf 
Ui'und der — allerdings in (ieiiiasisheit des Frachtvertrags 
— bewirkten Abladung; sie ist gesetzliche Folge deiselbeu. 
Der Schiffer ist zur Ausstellung des Konnossements ver- 
pflichtet gegen Bückgabe des etwa bei der Annahme der 
Gilter erteilten vorläufigen Empfangsscheins; aber nicht 
gegenüber dem Inhaber dieses Scheins,') sondern gegenüber 
dem Ablader, wenngleich nur gegen Bückgabe desselben. 

Natürlich kann die Verpflichtung zur Ausstellung durch 
entgegengesetzte Vereinbarung ausgeschlossen werden. 

Beim Ladeschein ist die Ausstellung dem tieieii Er- 
messen des Fraclitführei*s überlassen, indem nicht das Ciesetü, 
sondern nur ^T^ehereinkommen" mit dem Absender ihn zu 
derselben uötigeu kanu.^) 

II. 

Als Zeitpmikt*) für die Ausstellung des Konnossements 
ist bestimmt: „nach jeder einzelnen Abladung," also bei 
Stückgüteifracht nicht erst nach völliger Beladung des 

0 HOB. art 644. 1. Qoldaclmiidt; § 71. S, 666 
*) Lewis Seerecht, urt. 641 X l 
') H(tB. art. 413. — Thöl III. 77. 
*) HOB. art 644. 
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Seliitfes. Uud zwar niuss dann das Konnossement „ohne 
Verzug"*) ausgestellt werden ; für die Bedeutung dieser Frist- 
besiimmuDg ist der örtliche HandeUgebrauch entsclieideud 
und eventuell die Blicksicht auf den üblichen ordnnngs- 
mUssigen Geschäftsgang. 

Beim Ladeschein ist über beide Punkte nichts bestimmt, 
doch tritt die Pfliclit zur Ausstellung: auch hier') erst nach 
Abladung der (lüter ein. Lud wenn wir für die ypstsetzuii«; 
der Frist zwischen Abladung? und Ausstellunc: den llandels- 
gebrauch uud eventuell die Rücksicht auf ordnungsmiissigen 
(Teschaftsgang unter Erwägung der konkreten Umstände 
entscheiden lassen, so brauchen wir uns dazu nicht einmal 
auf die Bestimmung des art. 644 zu berufen. 

III. 

IJeber die Zahl der auszustellenden Kxemidare liaben 
wir beim Konnohstuient drei l>cstinnnun^<»n.^) Danach ist 
in Rezujr hierauf der ^Schiller dem Verlangru des Abladers 
unterw«)i'fen. Ducii muss und darf*) er dif^ Z;ilil der ausge- 
stellten Exemplare in denselben angeben uud kann, gestützt 
hierauf, wohl auch späteren Nachforderungen des Abladers 
widerstehen. 

Zum Umlauf ist regelmässig nur ein Exemplar bestimmt; 
die andern bleiben in der Hand des Abladers oder seiner 
Nachmänner oder Vertreter als Beweismittel znr&ck; auch 
kann der Ablader durch Nachsendung eines zweiten Exem- 
plars eventuell die Auslieferung an den bezeichneten Empfänger 
verldnderu. 

Ueber Ladeschtdu-Duplikat*' hat uian im (Msetz. nach 
vielfachem Schwanken der Kouiniissi(Ui. nidits bestimmt. 
Man gab der Ansicht iiaum, dass deren Entwicklung der 



') Lewis SetM-tM-ht 1., art. iiU Nu. :\. 

ariir. art. 414. - Srhott in E. Jll. 42«. 

HCl!, art, Ht l. Ab«. 1. - 844, Abs. 2. - 64d, Z. lü. 
*) Üüldschmidt § 71, S. 675 N. 2. 
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Praxis und der Jurisprudeius yn überlassen sei, ausserdem 
die Analogie der Bestimmung über das Konnossement Üir 
deren Beurteilung ausreichen verde.*) 

In der Praxis nun sind Ladeschein-Duplikate nicht in 

Uebunp:: vorkommenden Falls hat sich die Jurisprudenz 
meist ITir Anwendbarkeit der Kunuossementsbestiniimuip: ci- 
klart.*) Auch wi!- können nns hier Hns( lilif»ssen. da die in 
den betrertenden Artikeln <if^( i^eHt-u \ ur.sehritten dein Zwecke 
der Duplikate, dem Bediirtuis und auch wohl der Absicht 
der Parteien entsprechen.^) 



IV. 

« 

lieblich ist bei Kuuiios.seiiienten die sog. eassatorische 
Klansei; „die für eins gelten^: sie liat die Bedeutung, dass 
nach Ablieferung der (4nt^r auf ein Exemplar die übrigen 
von selbst erloschen sein sollen. Doch ist sie nicht erforder- 
lich, da die beabsichtigte Wirkung schon kraft Gesetzes 
einti'itt/) 

Sollte diese Klausel bei Ladeschein-Duplikaten vor- 
konunen, so ivird sie ebenso zu beurteilen sein.') 



') Prot. 477Ö. 5105. 

») Goldschmidt, § 75. S. 7ß2. — Piuhelt. art. 413 NO. S. 404. 

') Audei!* Hilertlings entschied das Preuss. Oheitiib., Eik. vom 
April mu iu Seuffert XX. No. 170, für strikte Interpretation des Wort- 
lantä: „einen Ladeacbem amsteUt* (art 413) und für Unanweitdbarkeit 
der art. 647.661 auf den Ladeschem, wefl in denaelben von Konnosse- 
menten in mehreren Ex^plarm gesprochen sei. 

•) Goldschmidt § 72, S. 684n.M.25. — HOB. art. 650. — ^Tante 
la poUna di earico. S. 88. — Leggett. A treatise on tbe law of biils of 
ladhig. 8. 315. 

») VoUstllndig yerkennt ihre Bedeutung das «beiienvRhiite Er- 
kenntnis des Obertribnnals : es erklärt sie dahin, dass beide T^adestheine 
einen Ladeschein iu einem Exemplar dar^^tellen' dn<-^ der Empfänger, 
nra legitimirt zu sein durch Indossament iu den Besitz der beiden füi' 
Eins geltenden Lade^Ueiue hätte gelangt sein müssen! ! 



1 i odby Google 
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Kapitel II. 

Iiibalt und I onii. 

I. 

Eine Definition*) des altbekannten Konnossements ist 
im Gesetz nicht aufgestellt.*) Beim Ladescliein findet sich 
ausclieiuend eine solehe in art 413, Abs. 2 : ^Der Ladeschein 
ist eine Urkunde, durch welche der FrachtÜlhrer sich zur 
Aushändigung des Gutes verpflichtet." Aber diese Definition 
ist offenbar nicht erschöpfend. Um dies zu sein, mttsste sie 
aus den Kriterien der ai*tt. 414 — 418 ergänzt werden.') 

Es ist aber auch gar nicht die Absicht des Ge^^etz- 
j>ebprs gewesen.*) eine v^ollständige Detiiütion des Bep:riti^^ 
„Lade^scheiii^ zu frel)eii. s(»ndern lediglich, das Charakteristische 
des Ladescheins — im (Gegensatz zu andeien Transport- 
papieren, insbesondere dem Erachtbrief — hervurzuheben. 

Es soll dem gewöhnlichen Euhrmann, dem gewöhnliclien 
Schifer gleich vor Augen geführt werden, dass er sich in 
dieser Urkunde verpflichtet^ und es soll ihm zum Be- 
wusstsein kommen, dass ein Hauptzweck des von ihm aus* 
zustellenden Papiers die Begründung einer strengeren 
Verpfiiehtttng seinerseits ist. 

II. 

In Betrert" der Eorm des Konnossements resp. Lade- 
scheins finden wir fast gleichlautende Bestimmungen in den 
artt. 64Ö und 414. Ueber die Bedeutung dieser Formvoi> 
Schriften war man in der Beratungskommission verschiedener 

*) cf. die Detiiiition in Dornburgs Pan<lekteii I. pag. 404 : 
.Kumiosseraeiit ist die Urkunde , in welcher ein iSchitfer die Einladung 
von Waren in das von ihm geführt!» Seeschiff' bezeugt und deren Aus- 
händigung an den Inhaber des Kunuosseinentx vei^iinii ht." Aber abgesehen 
davon, dass man statt , Einladung" lieber „Eiuplang'', statt „bezeugt* 
lieber ^bekennt* aetaen mUebte, ist die Definition in ihrem »weiten Säte 
nngenan und unrichtig. 

«) Goldschmidt, S. 654, A. 2. - Eger m. 23. 

*) T. Knewd, S. 686. — Brix, S. 411, 412. 

*) V. Habn, art 413 § 4. 
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Ansicht; der Preussisclie Entwurf verlangte:*) „Jedes Kon- 
nossement mnss enthalten*". Aus mancherlei Ei*wägangen 
wurde schliesslich^) dafür gesetzt: „das Konnossement ent- 
hält*^. £s sind dann vom Gesetz die wesentlichen und 
üblichen Bestandteile eines Konnossements angeführt, es ist 
ein g^tzUcher Minimalinhalt angegeben, auf dessen Auf- 
nähme jeder Teil ein Keclit hat.') 

Die Eutwickhuig derselben Bestimmung heim Lade- 
schein hat siHi derjenigen beim Konnossement angt^schlussen. 

Die Vom Uesetz angegebeueu Bestandteile eines Kon- 
nossements sind nun folgende: 

1) art. 414 Z. 1. „Die Bezeiclniung der geladenen Güter 
nach Beschaffenheit, Menge und Merkzeichen.*" 

cf. art 645 Z. 7. „Die Bezeichnung der abgeladenen 
Güter, deren Menge und Merkzeichen. 

Die Hemrhebung des „abgeladen*^, „geladen" ist zu 
dem Zweck geschehen, um anzudeuten, dass die Ausstellung 
des Konossements oder Ladescheins erfolgt, nachdem und 
weil die Güter wirklich geladen sind.*} 

Audi für das Konnossement hatte der preussisclie Ent- 
wurf^) „liezeithnung . . . nach Gattung . . . etc.'' verlangt, 
doch wurde dies niclit aufgen<mimen. Indes wird dadurch 
keine allzugrosse Verschiedenheit begründet, da art. b45 Z. 7 
in art. .654 Abs. 1 seine Ergänzung findet.'^ ) 

2) art. 414 Z. 2. „Den Kamen und Wohnort des J? racht- 
f&hrers.'* 

ef. art. 645 Z. 1. „Den Namen des Schillers/ 

') Treuss. SeercchUeutwiirf ai't. 48i. — Demgemäss Eutw. 1. art. 
34Ü. — Vrot 2202 ft. 

') Kiitw. Jl. aiL. 386. Prot 4770. 

») OoMschmidt. S 71 S. 668 n. N. 11, § 76 S. 761 n. K. 83. — 
Pachelt, art. 414 No. 1. - Thöl IH. S, 78. - ROHO. 14 April 1875, 
Elltech. Bd. XYtl. 96. 

*) Urteil des Handelsgerichts tn Uamhurg vom 1. Nov. 1852 ia 

Ullrichs Samjiihiu^ Nu. 80. 

•) Preuös. Entwurf zun) .Seerecht art. 4Ö4 Z. 5. 
<) Lewis art. 6&4 No. 1. 
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Die Beifügung des Wohnorts des Schiffers ist nicht ver- 
langt, weil sie in Deutschland nicht gebräuchlich sei. 

3) art. 414 Z. 3. „Den Namen des Absenders.** 
cf. art. 645 Z. 3. „Den Namen des Abladers/ 

Es genttgt bei Konnossement und Ladeschein die Be- 
zeichnung des Namens in beliebiger Foi-m.' ) Jedenfalls aber 
ist die Ani^abe dieses Namens dann erfoiderlich. wenn das 
Konnossement oder der Ladesciieiu lediglich au Order ge- 
stellt ist.') 

4) art. 414. 4. „Den Namen desjenigen, an den oder 
an dessen Order das Gut abgeliefert werden soll.** 

cf. art. 64Ö Z. 4 „Den Namen des Enplängers"" in Ver- 
bindung mit art. 646 Satz 1 : ,Ani' Verlangen des Abladers 
ist das Konnossement, sofern nicht das Gegenteil vereinbart 
ist, an die Order des Empfängers oder lediglich an Order 
zu stellen.** 

Da wir hier von der Funii des lv<nnif>sseiiients und 
Ladeschein^ von der Art und Wirkuiifi' der Aii<»i(leisLellinig 
erst später handein, berührt uns nur die Frage, ob der 
Sehitter resp. Frachtilihrer zur Stellung an Order ver- 
pliichtet ist. 

Für das Konnossement ist in art. 646 festgesetzt, dass 
diese Yerpftichtung dem Verlangen des Abladers gegenüber 
bestehe, sofern nicht das Gejrenteil vereinbart ist. 

Für den Ladesdieiii Inldel allerdings nach Goldsrliniidt 
Orderqualitiit nielit einmal die Regel.^j Eger*) sehiiesst, 
wie üblich, „aus der vom Gesetzgeber beab.sichtigten Ueber- 
einstimmung der Vorschriften über das Konnossement und 
den Ladeschein**, dass auch hier dasselbe anzunehmen, also 
der Frachtführer vei*pflichtet sei, den Ladeschein auf Ver- 
langen des Absendei*8 an Order zu stellen, sofern nicht das 



*) Goldschmidt § 71, S. 669. 
>) V. HahD, art. 414 § 3. 

') Güldschinidt 75 8. 761 uud N. 84, 
*) Eger, Frachtreclit UI 41. 
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(■rP^^enteil vereinbart ist. Anscliütz') iiimnit dasselbe an, 
weil im Haudelsverkehr die Orderqnalität die Regel bilde, 
also m den üblichen Formen des Ladescheins gehöre. Ebenso 
Puchelt'), obwohl nach Goldschmidt die Orderqualität nicht 
die Begel sei. Es bestimmt ihn die Erwägung, „dass ohne 
Indossament der Ladeschein seinem eigentlichen Zweck weniger 
entspricht**. 

Wir gelangen zu demselben Resultat durch andere He- 
grliuduiig. A\"enn nicht das Ge<ieiiteil verabredet, auch kein 
entgegengesetzter Wille erkennbar ist. so hat. nachdem Ab- 
.sendor und Frachtführer über die Ausstelluiifi- eines Lade- 
seiiems „übereingekommen" sind, der erstere ein Recht. <len 
gesetzlich festgestellten üblichen Inhalt zu verlangen. In 
nt. 414 Z. 4 steht aber gleichberechtigt: „den Namen des- 
jenigen an den oder an dessen Order ''^ so gut wie das eine, 
kann der Absender auch das andere verlangen. Wenn der 
Frachtführer sich einem solchen Verlangen entziehen will, 
so mag er es vorher, bei Gelegenheit des ,^Uebereinkommens**, 
ansschliessen. 

5) art. 414 Z. 5. „Den Ort der Ablieferung." 

cf. art. 64ö Z. 6. ,.l)en Löschungshafen oder den Ort, 
au welchem Order über denselben ein/iÜK Irii ist." 

Die in art. 414 Z. 5 nicht auto:enoniinene Bestimnmng 
von art. B45 Z. 6 ist selbstverständlich, gilt darum auch für 
den Ladeschein.') 

6) art. 414 Z. 6. „Die Bestimmung in Ansehung der 
Fracht« 

Gleichlautend art 645 Z. 8. 

7] art 414 Z. 7. „Den Ort und Tag dei' Ausstellung. 
Ebenso art. 645 Z. 9. 

Drei weitere Erfordeinisse des Konnossements: 



■) Anachflia, Eomiittiitar III 190. — Keyssuer, Kommentar S. 473. 
*) Puchelt tfft 414 No. 3. 

*) Goldscbmidt § 76 S. 761 N. 53. — Einen Fall ilieter Art ent- 
hält (las Erkamtnis des Handelsgerichts zn Hamborg in der HOZ. VII 
No. 286. 
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art. G45 Z. 2. pDeii Namen und die Nationalität des 
Schiffes" 

art. 645 Z. 5. „Den Abladiuigshaien" 

art. 045 Z. 10. „Die Zahl der ausgestellten Exemplare" 
sind beim Ladesithein zwar an sich denkbar, aber als bei 
diesem ungebräuchlich vom Gesetz nicht erwäluit. 

III. 

Wir haben damit die Bestandteile des Konuo.st;eineiits 
' und Ladescheins angeg^eben. die das Gesetz liir so wesentlich 
und so üblich liült, dass es dureli die Aufzälilnng" jedem Teil 
ein Recht auf ihre Aufnahme gewähren zu miisseu glaubt.') 
Keineswegs aber ist davon die Gültigkeit des Konnossements 
oder Ijadescheins abhängig gemacht worden.^) Allerdings 
sind die angegebenen Bestandteile teils so wesentlich, tedls 
so selbstverständlich, dass ein Konnossement oder ein Lade- 
schein, welcher nicht alle diese Punkte enthält, vielleicht 
weniger brauchbar ist; er ist aber dar am nicht ungültig.') 
Vielmehr entscheidet bei Unvollständigkeit der Erfordeniisse 
über die Frage der (lültigkeit oder Brauchbarkeit als ivoii- 
nossenient oder Ladescliidii freies rieliterliches Ermessen. 

Ton Andern allerdings*) wird die formell e Natur des 
Konnossementes betont. Doch ergibt sich diese weder aus dem 
Gesetz, noch aus den Protokollen, noch aus der Absicht des 
Verkehrs, steht sogar mit ihnen im Widerspruch: das Kon- 
nossement muss nicht enthalten, sondern es ^enthält*' die 
üblichen Bestandteile. 

Die Idee Exners, dem Konnossement eine Photographie 
mit einer die Auslieferung nur gegen diese zusichernden 
Abrede zu substituiren, ist mehr originell wie richtig. Wurde 

*) Goldschmidt § 71 S. 668, § 76 8. 761. — Th»l m 78. 
^) Erkenntnis des Obergerichts «a Hamburg, 28. Novbr. 1877, 
HGZ. X 215. 

V. Hahn art. 302 § 1. — Makow* r art. 414 er. 87. — Piichelt 
art. 414 No. l. — TJOIKt 14. April 1875. Kiitscli. B<1 XVII 9«. 

*) Exncr, Krit. Vierteljahrsschrift XIII S. 315. — Gareis, IljiiuleU- 
reclit 8. 578. 
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aber auf diese Photographie der Sehiffer aneh nor ein TfJm- 

pfaiigsbekenntnis in Betreff der zum Transport erhaltenen 
A\'are und ein Auslieferunj^sversprechen schreiben (s. unten), 
dann könnte Exner diese Photographie rnliig' al^ ein zwar 
unvollkonnntiii*-s. al)pr doch wirksames Koniiossenieiit be- 
nutzen , denn Kmptangsbekenntnis und Auslieferungsver- 
sprechen sind diejenigen begritflic)) notwendigen Bestand- 
teile, durch welche die Urkunde sicli als Konnossement aus- 
weist.*) 

IV. 

Anders wie mit den vorerwälmten Erfordernissen ver- 
hält es sich, angedeutet durch den Wortlaut und abgesonderte 
Stellung, mit dem in art 414, Abs. 2 angegebenen: 

„Der Ladeschein mnss von dem Frachtführer unter- 
zeichnet sein." Das Fehleu der Unterschrift macht also den 
Ladesrliein ungültig.') T^nd zwar ist diese Restiiimmtig ehie 
Konseiiuen/ aus art. 413. 2 und aus derselben Ahsiclit lier- 
vorgefran2:en. Beim Konnossement ist über die Unterschrift 
des Sehitlers keine Bestimmung gegeben. Man hielt diese 
für selbstverständlich und wollte ausserdem den Handels- 
gebrauch nicht belasten, demzufolge häufig eine andere, zur 
Vertretung des Verfrachters ermächtigt« Person nnterzeichnet') 

^) Ans art. 653 ,eTgibt sich, dass das Koitnossmeut eine selb- 
stilmlige, von dr-m Frachtrertrag unabbüngig« Verpflichtung enthält, 
die Ausweise des Empfan^sbekenntnissesin dem Konnossemente, ver> 

lüflene Ware nach Ankunft am Bestimmnns^^ort dem Empfiinfjftr an.szn- 
liefern/ Erkenntnis des Handelsgehchts zu Hamburg, 20. Febr. Iti83 in 
der Hans. (iZ. IV 46, 

*) Erkenntnis dos ITandelsu'eiichts zn lliuiihniu \um 2i>. Okt. 1872, 
HG55. V No. 290. — Hrkenntuin <les Haudel9y;ericlits zu Hamburg vuni 
Mai 1873, IICiZ. VII No. 268. 

»I «oldschmidt J}71 S. 671, — Krkenntni.< .les OAii., U.JnnilHO«, 
inKieruÜ, lid.II S,405 ff. In dem cit. Ki kenntiiis des Hamburger Handel.-«- 
gerichts vom 25. Okt. 1872 wird lür eiuen giltigen Er.satz der L'uter- 
sehrift des Schiffers ein Stempel der Rhederei: ^Dampfüchiffsrliederei von 
H. J. Pcrlebaeh & Co.* erkhirt. 
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Den (ladurcli herbeigeführten Unterschied zwischen Kon- 
nossement und Ladescliein können wir dahin formulieren: 

Das konnossement unterzeichnet der Schitier oder ein 
hierzu ermächtigter Vertreter des Verfrachters, unter 
ausdrücklicher, stillscdiweigender oder präsumierter Zu- 
lassung von Seiten des Schiffers;') den Ladeschein unter- 
zeichnet der Frachttahrer oder ein Vertreter desselben, 
aber nur auf Grand spezieller ErmäclitiguniBf von Seiten 
des Frachtführers,*) 

V. 

Eine von dem Absender unterzeichnete Kopie des Lade- 

• 

Scheins resp. Konnossements kann der Frachtfuhrei' nach 
art. 414, Abs. 3, der SchiiTernach der entsprechenden Vorschrift 
in art. 644, Abs. 3, verlangen. Es kann ihm ein vom Absender 
unterzeidinetes Dokument von Nutzen sein, der Zollbehörde^), 

wie aucli seiner selbst WT.gen, da das Konnossement, als von 
ihm selbst ausgestellt, zu seinen*) (aunsten keinen Heweis 
maclit.^j 

Kapitel III. 
Wesen der Ycrpflielitiinfsr. 

A. 

Zur üebemahme der Kormosseineiitsverpflichtung wird 
der Schiffer veranlasst durch den Abschluss eines Fracht- 
vertrags. Die Verpflichtung selbst geht auf Auslieferung 
(restituere) der empfangenen species, nicht auf Lieferung 



«) ROHG. 20. Okt. 1874. Entscli. Bd. XIV 336. - Rö. 9. Okt. 
1880 Entsch. Bd. II 127. — ErkcimtniR Ae» Haiiilfilsgericlito zn Hamburg, 

9. Jan. 1874. ITOZ. VIIT Xu. 2. 

'i UOHCt. 14. April IST.'). Eiitsch. Bd. XVIJ. 96. 
») V. Hahn art. 414 M- — Prot. 1241. 

*) Prot. 2194, 2195. 

Erkonntnis den Handi'l.sy;Hriclits y.n Ifanibnr«;', 1!). Sept. 1878, in 
Busdi XX Vi! läl. — So andi die Ital. Praxis: Vivanto la poIizza dl 
caricA 8. 15, 
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einei* generell oder selbst individnell bezeichneten Ware.') 
Damm ist sie nicht eine abstrakte oder formelle Verpflich- 
tung ;^) es gehört zn ihrem Wesen die Angabe des Grundes: 

die species, die restituirt werden soll, muss empfangen sein ; 
es ist der Empfang der species der Grund der iiestitutions- 
verbindlichkeit. 

Es fragt sich aber, ob dieser RechtsjiriiiKl dei* Ver- 
pflichtung') in der Urkunde selbst enthalten sein muss oder 
vielleicht schon an sich enthalten ist. 

Im Verkehr ist die Angabe im Konnossement und I^ade- 
sychein,- dass die Güter zum Transport empfangen seien, darch- 
aus üblich; dementsprechend hat auch. die Theorie^) ent-, 
scliieden, dass notwendig im Konnossement und Lade*- 
schein ein solches Empfangsbekenntnis enthalten sein müsse*;) 
und zwar entweder ansdrücklicli oder stillschweigend, indem 
ein solches Bekenntnis schon aus den Umständen, aus den 
Worten „Frachtfühi'er', „Ablieferung" oder ähnlichen zu 
entnehmen sei.*') 

Tst also das ausdrückliche oder stillschweigende Km- 
pfangsbekenntnis im Konnossement und Ladeschein so 
wesentlich, dass ein Konnossement ohne dies Bekenntnis 
kein Konnossement mehr wäre? 

•) Goldschiiiidt § 72 S. 685 u. N. 8. 

») Goldschmidt, Z. f. HR. XXIX 24 N. 7. — KG. 1. Okt. 1881. Ent.sch. 
Bd. V. 80. — Lewis art 6&3 I^o. 1. 

') Auf TfaOls Meinnugr, dass dar FrachtTertrag die scansa* des iin 
Ladeachdn oitbalteuen SdraldTersprecheiifl sei, und die awisehen ihm und 

Goldscbmidt entstaiulene ( 'ontroverse ist hier des Näheren nicht eiium- 
i(ehen. cf. Thol IJI 79. — H;iiulelsrechtl. Erörterungen. 1882, S. 25— 27. 
Goldschmidt, Z. t. BH. XXVI 608. — Koplik ibid. XXVIII 448. 

♦) Thöl. Handelsrecht III ö. 77. — Goldschmidt 72 S, 685 und 
N. 8. — Eger III 27. 5H. 

») KG. 1. Okt. 1881. Kuts^heid. Bd. Y.8U. - Lewis I 390. — Gold- 
schmidt, Z. f. HE. XXIX 24 N. 7. 

*) Tli91, Handelsreebt m S. 77. 
Wo wir im Folgenden von ^EmpÜang^bekenntnis* schlechthin 
reden, ist darunter stets wie hier das Bekenntnis zn Terstehen, „die 
Waren ssnm Transport empfangen nn haben". 
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Die Frage ist wohl zu bejahen. Denn wenn schon 

eine empfangene species zu restituiren ist, dabei aber für 
das Verbältriis /wischen Scliitlcr und Kmi)tünfrer allein das 
Koiihoss«'m*'nt fnUscheidet (arl. ()r>:i. 1 ). worauf soll dei- letztere 
seine A iis|i! iiclie auf Auslieferung gerade de« dorn Schitfer 
übergebenen (lUtes gründen, wenn dieser den Empfang nickt 
im Konnossement erwähnt hat? 

Zugleich wUrde ohne ein solches Empfangsbekenntnis 
das Konnossement za einem abstrakten Warenversprechen 
werden ; als solches existirt es aber weder jetzt im Handel, 
noch würde es je fiir denselben braachbar sein.') 

B. 

Die Verpflichtung ans dem Konnossement und Ladeschein 
gellt iiui AuslietVning der empfangenen AVare. Sic wird 
übli('liei'we>iso in doi- Urkunde ausdrücklicli enthalten sein: 
aber niiiNs >ie es':^ hi der That sclioint die» wenigstens 
beim Ladeschein Ansicht <ler Heratunjiskommission gewesen 
zu sein:^) man hielt es für angebracht, dass der Fracht- 
lülirer deutlich sage, er wolle sich vei*pf1irlit(Mi .... dass 
er mit anderen Worten den Ladeschein in Foim eines Ver- 
pflichtangsscheins ausstelle. 

Allerdings hat diese Ansicht im Gesetz einen Ausdruck 
nicht erhalten^ insbesondere ist die Fassung : ^ in Form eines 
Verpüiclitungsscheines* nicht adopiirt worden; diese Form 
biaucht (laiuni auch nicht durch Aulu.tlnne eines ansdrück- 
liclien Auslieferungsverspi e( hens hergestellt zu werden. 

Dennoch aber gehört das AusliefiTungsverspi < dien 
zum Wesen des Konnossements und Ladescheins^): die Be- 
•gründung einer strengeren Veriifli* htuug, die nur durch ein 
solches Versprechen möglich ist, ist ja gerade ein Haupt- 
zweck dieser Institate. Ebensowenig wie ein Frachtvertrag 
ohne Auslieferungspflicht, besteht ein Konnossement ohne 
Auslieferungs v e r s p r e cli e n. 

') GuIdHchnüdt § 72, 68ö N. H. 
») Prot. 847. 4770. 

*) Schott in Emleraftiin's Hundbiich III. m, — Thal III. ^ 42, S. 77. 
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Dass dies Versprechen nicht ansdrficklich zu sein 
braucht, haben wir vorher fi^ezeigi : als stillschweigend ge- 
geben können wir es bei jedem Konnossement und ]>a(leschein 
annehmen. Einmal als enthalten in den WortPii ^abliefern". 
„empikii<.^en zur Auslieferung", „zum Trausp.»! r und ähn- 
lichen, sodann in der Unterschrift des Scliitiers. l esp. Fracht- 
führers, die als für Eingehung der Verpflichtung bedeutsam 
vom Gesetz beim T^adeschein hervorgehoben wird/) beim 
Konnossement durch die Uebung des Verkehrs feststeht. 

C. 

Die Verbindliclikeit. die durch eine solclip. ans Empfansfs- 
bekeiintiiis inid Auslit^lerungsversprerlien kombinirte Lirkumle 
begründet wird, ist eine streng einseitige.') 

Unter „einseitiger" Vprj)t1ir1itung verstehen wir eine 
solche, bei der der Rerech tigte deni Verpflichteten seinerseits 
nicht obligirt ist.') Hierin liegt, dass Gegenleistungen nicht 
gefordert, ja nicht einmal die Annahme der Erfüllung er- 
zwungen werden kann. 

Das letzte triüt augenscheinlich bei Konnossement und 
Ladeschein zu: Per Schiffer resp. Frachtflihrer kann den 
berechtigten Empfänger nicht zwingen,*) das Konnosseuu iit 
behufs Emplaiignahme des Gutes vorzulegen, kann nicht 
k]ai>en auf Abnalimc des T-rntes durch den Hereclitiotcn.") 
Bei Nichtannaliine seitens des Letzteren betreit sich der 
Schitter einseitig durch gehörige Deposition. 

') cf. art. 413. 2 in V^bindung mit art. 4U, Abs. 3. 

*) Goldschmidt § 72, S. 699. — Eger III. 27, 66. — Schott in EndemAnn« 
Hftndbucli III. 433. — «Durch das Konnossement g:eht der Schiffer eine selb- 
ständige, von dem Prachtvertraj^e j; a nz n n a b Ii ä n s: i g c Verpflichtnng ein * 
nach Inhalt des Konnossementes da» in demselben bezeiclinete Hnt dem be- 
re<l!ti<rten Inhaber des Konnossement"* zu liefern." Erk. do< Handfl^^uoricbts 
zu Hanil.uru vom 2.'). Okt. 1872 in der HÜZ. V. No. 29Ü; auch Krk. vom 
24. Nov. 1H73. H(;Z. MI. No. 27. 

^) I>ernbnrg. Pandecten II. 55 19. 

*) Erkenntnis des Obertrib. zu Berlin, 28. Nov. 186r>, in Strietliorst 
Arch. Bd. 60. 8. 282 ff. ; ancb in der Z. f. HK. XTI. r>90. 
*) YiTante la poliissa rii carico. S. 36. 
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Das andere Merkin<d der Einseitierkeit. dass nämlich 
rTec^eiileistuiio:en iiirlit cfetnrdert werden kinmen, unterliegt 
allerdings zwei — bciiembareu — Einwäiidtn: 

n. AA'enn im Konnossement oder ] Ladeschein Zahlung 
der Fracht bedungen ist, so ist der Empfänger zu derselben 
■ verbunden.*) Es könnte dies eine Gegenleistung scheinen. 
Aber einmal hat der Schiffer an sich kein von der Annahme 
" der Güter unabhängiges Forderungsrecht auf Zahlung der 
Fracht; sodann ist das Recht auf Zahlung der Fracht eine 
Folgt' lüdit der ErtiiUung der Verptlichtung,^) also der Ab- 
lit't< l UTig, sondern erst der Annahme der Güter. ^) — Und 
wie diese letztere, nämlidi die Aniialnne (le> Gutes von 
Seiten eines Bereclitigten , nicht zur ErlüUung der Ver- 
pflichtung des Schiffers gehört, ebensowenig ist die auf jene 
gegi'ündetc Zahlung der Fracht Gegenleistung gegen die Er- 
füllung der Konnossementsverpflichtung. 

Die Erwähnung der Fracht im Konnossement hat auch 
gar nicht den Zweck, eine ( Jegenleistung zn statniren; sie ist 

nur geboten — • da für die Rechtsvci liiiltnissi' zwischen dem 
Verl! cieliter und dem Empfänger der (liitiT des Konnosse- 
ments allein*) entscheidend ist — um jene beim Fiaclit- 

') Erkeuiituis des Obertrib. Tom 28. Nuv. 1865 cit. 

^) Der Eiupföngcr der Ware, auch wenn er im Besits eines Laile- 
itclieiiis ist} stellt, dem SchilTer gegenüber nickt in einem Vertragsverhältnis. 
Erkenntnis iles Obertrib. zu Berlhi, 28. Jan. 1868, in Strietliorst Archiv 
Bd. 71. S. 44 f. ancb in der Z. f. HK. XIX. »80. 

*) So, scharf nuterselieidend, die Fassoug d^s art. 61ö: ^.Dnrcb 
Anna 1) II) e der G ft ter wird der Empfftnger vertiflichtet, n ae b M a s s- 
i^abe den Frarhtrertrages oilor de.s Kuiinossenienti', auf deren (irnud 
ilie Emiifansiinlniif iro'^thieht, die Kracht . . zu zahlen.'' — Erkenntnis 
«lo.s See- und JiandelHi^en'chts -/n Stettin vom 8. Jnni 18(>B in Busch X. .is»?. 
-- So winl vom Iliunlel-iicrii hi /n Huininn 2»;. Fohr. 1H77 ano-euoiiiuicii. 
tla?<s «1er aul linmd i'iiies über lüOD Süt'k« Katlee hiutenilon Konuu.-senieiit?; 
nur 874 Säcke entuehiucndc Eiuittauj^cr dadurch die Eradit für H74 .Siicke 
sfthwhlij< ^^worden sei. HftZ. X. 61. 

*) art. nü3. Ah.s. 1. lUMUi.. 10. Jan. 1H71. Entsch. IM. J. 2i)ü. 

2* 
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vertrag g^esetzlicli* ) anerkannte Voraussetzung der TTebergabe 
des (iiittis auch dem aus dem Konnossement Empfaugsbe- 
recbtigten geqrennber zu wabren.') 

b. Das i-re.setz lässt den S» hilier ^znv Ablielei ung lier 
Güter nur gegen lUickgabe eines Kxt^mplars des Konnosse- 
ments, auf welchem die Ablieferung der Güter zu bescheinigen 
ist, verpflichtet*^ sein.') 

Eger*) rechnet wie die Zahlung der Fracht, so auch 
die Rückgabe des quittirten Konnossements oder Ladescheins 
zu den „Gegenleistungen, von denen die Verpflichtung zur 
Aushändigung des Gutes abhängig ist''. 

Dass für die Zahlung der Fracht diese Auffassung 
nicht zutrirtt, haben wir eben gezeigt. Dasselbe gilt aucli 
tTir di«' fuirlere „(iegenleistung", die Rückgabe des Kun- 
nosst'iiu'iits lesp. Ladescheins. 

Auch diese ist nicht Geo^enU'istuiig. sondein Voraus- 
setzung der Erfüllung von Seilen des Scliift'ers. Das Hecht 
diese Erfüllung zu fordern hat nur der, welcher als legiümirter 
Inhaber des Konnossements erscheint, das Konnossement 
präsentirt und ebenso anch bereit ist, es qnittirt dem 
Schiffer gegen Aushändigung der Gttter zu fibergeben. 

Es liegt dies in der Natur des Konnossements als 
Präsentationspapier. Durch die Vorschriften in artt. 652, 
418 hat das Gesetz die positive Präsentationsklausel als 
stillschweigend ihm l)eigptügt erklärt.'') Es ist dies ebenso 
der Fall in dem art. 303, Abs. 3 des HGB. und in art. 39 
der WO. 

Die Klausel ist nötig, weil imdi der reditlichen Natur 
der Präsentationspapiere der VerpHiclitete durdi die blosse 



') an. 406. cf. art. (UT). 

Frteile des OUi. zw Hanilmro: -tl. Okt. 1883. Senftert NF. X. 
No. »2., 21. Jiini 1882. NF. VIII. No. lijO. 
art. (m2. cf. art. 418. 
«) K'j^cr III. 27. so auch Tliöl III. 82. 

*) Ijrniiner in K. II. löü. — Briinner in (JoMscUniitU, /. f. HR. 
XXII. 61. 
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Leistung nicht befreit wird, wenn das Papier in Umlanf 
bleibt and in die Hände eines gutgläubigen Dritten gerät. 
Deshalb ist aber die Rückgabe des quittirten Papiers 

iiucli nicht (regen leistung gegen die Erfüllnng des Scliiffers; 
vielmehr ist die Mögliihkeit und Bereitwillig:k('it zur Rück- 
gabe des Papiers notwendij^e Voraussetzunii; des Rechtes 
auf Auslieferunpr der Giiter; ebenso notwendig uiid ebenso 
beschatten wie die Präsentation des Papieres. 

So sind nun weder die Zahlting der Fracht nach Mass- 
gabe des Konnossements, noch die Rückgabe des quittirten 
Papiers, auf Gmnd des Gesetzes, Gegenleistungen gegen die 
Äusliefeiiings Verpflichtung des Scldlfers; letztere selbst ist 
also alts vollkommen einseitige dargethan. 

D. 

In ihrer Eigenschaft als „Urkunden" betrachtet, ge- 
hören Konnossement und Ladeschein zu den Wertpapieren, 
d. h. „Urkunden über ein Privatrecht, dessen Verwertung 
durch die Innehabnng der Urkunde privatrechtlich be- 
dingt ist^») 

Innerhalb der Klasse der Wertpapiere wieder fallen 
Konnossement und LailcsLhein unter die Traditions[»a[)iere ; 
sie sind „eiiicrs(nts-) Korder uugspapiere, denn sie dienen 
zur Ausübun;:, einer Forth^nnp: auf Auslieferung der in der 
Urkunde verzeichneten Waren, haben aber auch sachen- 
rechtliche Funktinnen, indem die Begebung des^ Papiers 
denselben dinglichen Eitekt erzielen kann, welchen die Ueber- 
gabe der Ware selbst äussern wüi'de^. 

Nach einer anderen Seite hin zählt man Konnossement 
und Ladeschein zu den Wertpapieren öffentlichen Glaubens, 
„deren Wortlaut*) zu Gunsten des gutgläubigen Erwerbers 
unbedingt massgebend ist": Forderungen aus solchen Papieren 
nennt man vSkripturobligationen. 

') Bnuiner in E. II. 147. 
^) Branner ibid. II. IdO. 
*) 5mnn«r ibid. II. 168. 
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„Sciweit die Schrift über Thatsachen referirt, welche 
für (las Rechtsverhältnis massg:ebend sind, gilt sie für wahr 
mit Ausschluss jedes Gegenbeweises .... Besteht die An- 
gabe der causa promittendi in einem Empfangsbekenntnis, 
so ist die Einrede ausgeschlossen, dass das als empfangen 
Bezeichnete nicht emp langen worden sei.* Bei einer Ur- 
kunde also, die ein Enipfan^bekenntnis als cansa promittendi 
enthüll, diai aklerisirt (\er Ausschluss des (iefreubeweises 
gegen das Bekennlnis die vollkommene Sknittnrobiigation. 

T>ie Frajre. ob die Forderung aus Konnossement und 
Lailescliein eine vollkommene Skripturobligation sei, fallt 
daher zusammen mit der anderen: ob und inwieweit der 
Gegenbeweis gegen das Empfangsbekenntnis zugelassen ist? 

Es ist liier eine Verschiedenheit von Konnossement und 
Ladeschein anzuerkennen. Sie beruht darauf, dass die in 
art. 653 S. 2 gezogene Folgerung: „insbesondere mnss die 
Ablieferung der Güter an den Empfänger nach Inhalt des 
Konnossements erfolgen", und ebenso die Bestimmungen der 
artt. 654—657, 660 beim Ladeschein nicht aufgestellt sind: 
aber: .enthält wirklirli* Mler art. 654, S. J nur eine durch- 
aus })ositive Ht'stininiun<r über den Inhalt der Konuosse- 
mentsobligatiun. nadi dvwn Detraktion pine fiir Konnosse- 
ment und Ladeschein identische (irundobligatiou zurückbleibt? 

^Oder liegt die Sache vielleicht so, dass die Kounosse- 
meutsfordei-nng die normale, nämlich vollkommen ausgebildete 
„Skiipturobligation"^ ist, die Ladescheinsfordenmg weniger 
vollkommen, „hinkend' , aus besonderen Gründen abgeschwächt 
oder, wohl richtiger, im Verkehr und Recht nicht in gleicher 
Konsequenz entwickelt ? " 

Das Keiclisgericlit^) hat die olienbar vorhandene Ver- 
.v» hi(^(lenlieit im Sinn der ersten Erage begruudei : <lold- 
schniidt scheint anzudeuten, dass sie vielmelir aus doui Sinn 
der zweiten Frage heraus zu erklären sei. Auch wii' werdeu 

') CoMsflniiidt, Z. f. HR. XXIX. 2(5. 
») HU. i. Okt. im. Etttach. Bd. V. 80. 
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am geeigneten Ort dai-zulegen suchen, dass die Forderung 
aus dem Konnossement als eine vollkommene, diejenige aus 
dem Ladeschein als eine hinkende Skrnpturobligation er- 
scheint, und (lass gerade liieiiu die Verschiedenheit der 
rechtlichen Natur von Kunnossement und Ladeschein be- 
gründet ist. 

Kapitel IV. 

KoiinasRcment und Fi'aektverti'ag. 

Die Konnossements- und LadescheinsverpHiehtung ist 

unmittelbar gejj:euliber dem bezeidineten Empfänger ein- 
gegangen;') für das Verliältiiis des Schiffers oder Fracht- 
fiihrers zum Kmi)fänger ist das Ivoiinossempnt res]) der 
Ladesciiein allein entscheidend.') Derjenige, in dessen 
Hände das diese Verpflichtung begriuulende Versprechen 
zunäcliBt gegeben wird, ist der Ablader.^) Und zwar ver- 
stehen wir unter ^Ablader" mit Schröder*) die Person, welche 
die Ladung auf Grund einer rechtlichen Befugnis in eigenem 
Namen fibergibt und auf ihren Kamen ausgestellte Konnosse- 
mente verlangen kann. Es ist dies also entweder der Be- 
frachter selbst oder ein Drittablader, jedenfalls aber der- 
jenijre. der dem Schitier gegenüber zur Verfügung über die 
\\ are berechtigt erscheint. 

^) art. 415, Alw. 1. art. KöH, Satz 1. — v. Haiiii, art. 415 <i 1. — 
Eger III 57, 71 Srliott in E. III. 42«. 

HaudelsigehLiit zu iiaiiilnirii- (i. Sepr. 185^ in Seebolmi, No. 
31. — HaiHlel^-rericItt zu Jiambui};, 11. Nov. I8«>7 iii Busch XII 
463. — OAG. Lübeck. U. Juni 18«« in Kiurulf II 40H Lan.l-reric-ht 
äiu Hamburg v. 21. Jiuii 188;{. Oberlautle:<gericbt zu llauibuig, 21. Ukt, 
im Hans. OZ. IV. 127. 

■) Eitlen ausgeprägten Begrift' des „Ablader:*"' hat zuerst 11, \\'ag- 
iier in seinem Handbuch des Seerechts I § 42 aufgestellt; allerdings be- 
schränkt er den Begriif auf die Fälle, ,wo deijenige» der die Ladimg tiber- 
gibt, dem Befifaehter gegenftber, vom Standpunkt der seerechtlichen Be- 
trachtnng aus, als ein Dritter erscheint'. 

«) In der Z. f. HB. XXXH S. 249. 
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Der Frachtvertrag hingegen ist geschlossen zwischen 
dem Schiifer und dem Befrachter; als Urkunde über denselben 
wird der BVaclitbrief, unter Umständen die Chartepartie 
ausgestellt. Für die Rechtsverhältnisse zwischen Verfrachter 

und Befrachter bleiben die Bestimmuugeii des Frachtvertrags 
massgebend.*) 

Ks k<»niif'ii aber aucli für dt ii Knipfänger Hestimmiingeji 
(It's Fraohtvertraqrs von leclitliciier Wirkung seiu.^^ sofern 
nämlicli auf sie im Konnossement ausdrückiich Bezug ge- 
nommen ist.^) 

Ebenso Bestimmungen des Konnossements für den Be- 
frachter ; sofern nämlich durch die Festsetzung im Konnossement 
der Frachtvertrag erweislich abgeändert werden sollte. Ob 
aber bei einer Abweichung des jüngeren Konnossements vom 
Frachtvertrag für die Bestimmungen des ersteren derogirende 
Kraft zu präsiimiren sei, ist streitig, (roldschmidt*) hat 
sich auf Grund der Materialien des Gesetzes v. Hahn*) 
sich geören eine solche Präsumtion ausgesprdclieu : nach ilnii 
soU richtei'liclies Ki-iik'ssoii entscheiden. Letzterem hat sich 
das Keichsoberhaudelsgericht ^) angeschlossen. 



*) art. 653, Abs. 3. art. 415, Abs. 3. 

') art. 663, Abs. 2. art 4t4, Sats 2. — Kger III 70. - BOHG. 
21. Jan. 1873, YIII 410. und 9. Aiiril 1875, XVU 72. — Schott m £. UI 
426. — Tliöl III 81. 

Ausdrücklicher Beziiiinalniic licdüifeu auch und sind in der blos.^en 
Verweisuii'j: auf deu Frachtvertra;ü^ in Ansehung der Fracht nicht enthalten 
die Bestimiiiuni,^ über Lüschzeit, Feberliegezeit und Lieireueld. art. ^553, 
Abs. 2. Ehi nsu wohl beim Ladescheiu. Eger III 7U. — liüHG. 14. Febr. 
1874, XII 127. 

♦) Goldschmidt § 71, S. 678, N. 35 und Text. — Eger III. 71. 

') T. Hahn, IL art 415 § 2. — Fachelt, II. S. 408. — Lewis, art. 
653 No. 6 a 394. 

•) BOHG. 9. April 1876, Xm 73; auch in Senff. Archiv NF. L 
No. 168. 
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11. Ab>scliuitt. Uebertragiiiig;. 

Kapitel I. 

Wirkung der Uebertragnng In obllgatorisclier Hiusielit. 

I. 

Die wirksamste Art der lieber tragiing eines Forderungs- 
papiers ist diejenisfe. durch weiche der Nehnier des Papiers 
Gläubiger aus l igeiiem Kecht wird. Ihre Form ist das In- 
dossament. Sie hat sich entwickelt beim Wechsel und ist 
daim auch auf andere kaufoiänuische Forderungspapiere au- 
gewandt wor«len.V) 

Speziell bei Konnossement und Ladeschein hielt man 
ursprllnglich die Indossabilität für so selbstverständlicli, dass 
man sie ohne weiteres annahm, wenn in denselben nicht das 
Gegenteil gesagt sei.') 

Sclüiesslich aber wurde fiir das Konnossement und 
folgerichtig dann auch liii- den Ladeschein die Indossabilität 
nur für den Kall au<'i"kaiiiit. dass „sie an Order lauten".') 

Der Ausdruck „an Order-" ist niclit uuiinifi:änf2:li('li : er 
ist nur Breviloquenz fiir die umständliche Willenserklärung, 
die zur Herstellung der Indossabilität erfordert wird,*) 

Konnossement und Ladeschein können gestellt sein an 
Order a) des Empfängers,') b) des Abladers;*') hierfür wird 
vom Gesetz präsnmirt, wenn lediglich an Order gestellt ist; 
c) an eigene Order. Allerdings ist dies nur beim Konnosse- 
ment^) bestimmt: „es kann auch auf den Namen des.SchilFers 

•) wo. art. 11-13, 36, 74. ~ HUB. art 301--305. 
I. Entw. art 255 No. 3. — II. Entw. art. 286. — Prot. 444. 
446. 4Ö1. - Prot. 845—800. 
»1 art. .^)2. 

«) Thöl, Handelsrecht, 15. Autl. 8. — Uoidsthmidt J<. 1)73 N. 
24. — KOH(J. H. Okt. 1876, XXI. 80. 
») ftrtt. 64Ü, Z. 4; 414, Z. 4. 

*) artt. 646, Z. 4; 414, Z. 4. So anch im Ital. Recht: Vivante la 
polinsa di carico^ S. 15. 
') art. 646, Abs. 2. 
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lauten« und natürlich auch an seine Order. Von Halm*) 
spricht stich gegen die Ausdehnung dieses „positiven* Satzes 
aus. Beim Ladeschein enthält das Gesetz eine ausrh ückliclie 
Bestimmung nicht. Es ist infolge dessen bestritten, ob er 
an die Order des Frachtfülirers lauten kann. 

Aiü die Controverse. ob ri})ei liaupt derartige Ver- 
l>t1i('litm)gsselieiue an eigene ( )r(lei- reclitswirksam sind, ist 
liier nicht einzugehen. Hinge^-en scheint uns kein Grund 
vorzuliegen, warum die Ausstellung eines Ladesdieins an 
eigene Order unstatthaft sein sollte. Die Veranlassung, 
tiass viellei(5ht der A])sender die bestmögliche Verwertung 
des Gates durch den Frachtfiihrer am Bestimmungsort be- 
wirkt haben will, ist hier dieselbe wie beim Konnossement; 
deshalb können wir die bei diesem gegebene Möglichkeit 
- auch beim Ladeschein nicht verweigern. Es kommt hinzu, 
dass art. 414, 4 ganz allgemein die Angabe des Empfängers, 
„an den oder dessen Order" absreliefert werden soll, ver- 
langt, und es ist nicht abzuseilen, wieso dadurch die Stellung 
an die Order des Frachtführers ausgeschlossen sein sollte. 

IL 

In Betreif der Form des Indossaments von l'apieren, 
welche an Order lauten und welche durch Indossament über- 
tragen werden könneu, verweist art. des HGB. auf die 
artt. 11—13, 86, 74 der Wechseluidnung. 

Im grossen HandeLsverkehr. z. B. in demjeniuen zwist heu 
Europa und Amerika. trH^:t das Konn(»ssement nur dasBlanco-. 
giro des Abladers. Dieser zieht zugleich einen Wechsel in 
Höhe der Kaufsumme auf den Empfänger. Mit dem Wechsel^ 
auf welchen die Indossamente gesetzt werden, geht vereint 
das Konnossement, bis zum Empfänger, der den Wechsel 
einlöst und dafür das Konnossement erhält. 



') r. Hahn, arfc. 901 g 6 N. 8. 

Dafür: Keys.sner H. 173. Aii^diiitz III. 127, Eger III. 42; — 
Diii^eoeii: Puclielf II. art. 414 No. 8, v. Hahn art. 402 § 2; — üu- 
entschieden: Goldschmidt ^ ?ö S. IUI N. 83. 
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III. 

Ueber die Wü*kangen des Indossamente können wir 
uns kurz fassen. Sie folgen an^ der Orderqualität, niclit 
aus dem Wesen des Konnossements oder Ladescheins. 

a) art. 303, Abs. 1 handelt von dem Uebergang aller 

Keclite aus dem iiidossirtiiii J'apier auf den Indossatar. Er 
schliesst au art. 10 dt-i Wechselurdnuuj? au. 

1)(k1) ist ein rnteischied zwisclien dem Indossament 
eines Wechsels und dem eines Konnossements zu Iteiuerken : 
ersteres liat Transport- und (larantiefunktion. letzteres nur 
Transportfunktlon. Ks ^ibt also aus dem Indossament eines 
Konnossements oder Ladescheins keinen Regress, noch weniger 
einen springenden Kegress.') 

Ein Regress gegen den Yormann ist mir möglich auf 
(rrund des zwischen diesem nnd dem Regredienten bestehen- 
den materiellen Rechtsverhältnisses, nicht des Indossaments. 

b) art. 303, Abs. 2 bestimmt über den Einfluss des 
Indossaments auf die Einreden des Verptlicliteten, dass .sicli 
diesei' nur soK lier Einreden bedienen kann, welche ihm nach 
Ma>s^;ih»' der ( ikuncie selbst oder unmittelbar gegen den 
jedesmaligen Kläger zustehen.** 

Es ist für uns nur angebracJit, lestzustelleu, welche 
Einreden des Verpllichteten demnach bei einem indossii'ten 
Konnossement oder Ladeschein unzulässig sind; so 

1) diejenigen, die dem Schiffer gegen den Ablader zustellen 

2) aus der Person irgend eines der Vormänner: 

3) ex jnre tertii, also z. B. des Abladers.') 

•) tJoUlsHmiiilt ^ 72 S. Cm X«. 8 n. N. 3». — Scliott in K H! 4:U. 
Jedot li sind diette KinreUen ilauu iiiögUch, wenn tler l*iUiiitUiii;t'r 
nur Vertreter des Abladers ist. also einen ihm an.s dem Konnos.sement m- 
steheudcn An.si»ruch lediglirli im Interesse desselben jjelteud macht, l'rut. 
2271). — GoWschinidt § 72 S. 682. — LewLs art. 653 No. 2. — Schott iu 
£. III. 434. — BOHG. 26. Mai 1871. H. 330. 

') Goldschmidt § 72 S. 685. — Urteil, d. OAG. m Lfibeek vom 22. 
Febr. 1869 in Senffert» Aiehiv XXIV. No. 72. — Urteil des Obergerichts 
«u Hamburg 11. Juli 187.B in Goldsohmidts Z. f. HK. XIX. 281. - T'rteil 
des OLG. sa Hamburg 16. Mai 1883 in Seufferts Archiv NF. VIII Nr. 332. 
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Bei indossableu Ladescheinen muss hier dasselbe gelten 
wie bei Konnossementen. 

c) Wie das volle, so sind aneli die abgeschwächten 

Alten des Indossainents beim Order- Konnossement, resp. 
-Ladeschein möglich: nämlich Pland- uudProkuraindussanieut. 

iV. 

Die Forderung aus einem indussablen Konnossement 
resi>. Ladeschein kann auch durch Cession Übertragen werden.') 
Es zieht aber dann der Uebertragnngsakt nur die Rechts- 

wirknngen der Cession nach sicli, wie er ancli in deren Form, 
also eventuell selbst lormlos, geschehen kann.') 

V. 

Die Uebertragung der Forderang aus dem Papier durch 
Indossament ist nur bei Order-Konnossementen, resp. -Lade- 
scheinen mit voller Wirknng möglich. Bei Inhaber- und 

ßlanco-Konnossementen begründet die Uebergabe des Papiers 
eine gleiclie Siclierheit des Nehmers. 

Bei Xanienskonnossementen, resp. -Ladescheinen ist die 
Uebertragung nur möglidi durch Cession;^) ein etwaiges In- 
dossament winde nicht als solches, sondern nur als Beweis- 
mittel für die behauptete Cession in Betracht kommen.*) 
Die Uebertragung der Rechte aus dem Papier, die Legiti- 
mationsprüfnng, die zulässigen Einreden des Schilfers sind 
zu beurteilen nach den Regeln der Cession. 



') Handelsgericht zu Haiubtirg 20, Sept. XS6b, Hermann n. Hursch 
No. 176. 

nmo. IH. Sei»t. 1875). .\X\'. MO. — Kammergericht m Berlin 
7. Okt. 18(j5 in Busriis Archiv IX. 275. 

>) Urteil de» Haudelflgerichts zu Hambui^ 9. JuU 1868 Im Busch 
XVI 18H f. 

') l 'rteii des OAG. an Lübeck vom 22. Juni iWd in Seuflert» Archiv 
XXIV. No. 72. 
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Kapitel II. 

Wirkung der IJebertnigun^ In dlnglieher Hinsieht. 

I. 

Wir gelangen za dem wohl bestrittensten Pnnkte der 
ganzen Konnossementslehre, demjenigen, der von dem Redite 
des Konnossementsinhabers an der Ware handelt. Dass 
dieses Becht ein besonders sicheres und zuverlässiges ist, 

liat sicli im Handelsverkehr festgestellt ') und ist im Handels- 
gesetzbuch bestätigt.^) 

Wk es aber mit den ( ;nm(lsätzeii des hurgerh'chen 
Ueclits in Kinklaiif? zu l)]iiig-en sei, dai-iiber liaben gerade 
die bedeutendsten .Scliriltsteller abweichende Ansiditen auf- 
gestellt;') so die Forderungstlieorie von (xerbers, Thöls, die 
Theorie der cedirten l ei vindicatio von Iherings, die Besitz- 
theorie von Goldschmidt, Exner, Meischeider etc. Andere 
haben sich bemüht, Mängel in jeder einzelnen dieser Theorien 
zu entdecken und Fälle zu konstruiren, die als Einwand 
sich sehr gut ausnehmen, im Handel aber meist unmöglich 
«der höchstens „denkbar" sind.^) 

TT. 

(irundlage für unsere Betrachtung muss der aii. 649 
des HCrB. sein: 

„Die Uebergabe des an Order lautenden Konnossements 
an denjenigen, welcher durch dasselbe zur Empfangnahme 
legitimirt wird, hat, sobald die Güter wirklich abgeladen 



*) Goiai)e1imidt g 73. 
>) HOB. art. 649. 

>) S. Hommseii in Bnselis Archiv XXXII. 232—242. 

*) So. um ein Beispiel für viele zn g:eben, der von Exner (Krit. 
V^iertcljahrschrift XITI 315) eTSonnene Fall, dass ein Scliit)' au eine wüRte 
Insel verschlagen wird nnfl dort so lanj^e liegen bleibt, bis <ler büsgliiubige 
Konnossementerwerber. der über «;(> vnrsicliti^ war. das Papier aufzn- 
bowaliren. inittel??t dossellien die Ware usuknpirt Imt ! I>,i Midlicli 
\vir«l das Sdiift iuil^ftiuuleii. aber — o rngliick — von dem wirklidie» 
Kigentünier 1 und der „Einwand" ist da! 
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sind, für den Erwerb der von der TJeberjafabe der (lUter ab- 
liängigen Keclite dieselben re( litliclien Wirkungen wie die 
Uebergabc der (-iiitpr.* 

Die erste und ImuptsHchlicliste reclitliche Wirkung der 
Uebergabe der Güter ist nun Ueberti'agung des Besitzes, 
und zwar jedenfalls der Detention; ob des juristischen J^e- 
sitzes oder des Eigentums, hängt von dem Willen der Par- 
teien bei der Uebergabe ab. 

Es scheint nns also diese Bestimmung auf dem Boden 
der Besitztheorie zu stehen, d. h. derjenigen, die in der 
Uebertragung des Konnossements eine Uebertragung des Be- 
Sitzes der Ware sieht. 

TIT. 

Einzuschalten ist hier, dass allerdings der art. ()49 
nur von ^an Order lautenden'' Konnossementen handelt: 
kann aber darin ffir die nicht an Order lautenden Konnosse- 
mente ein argumentum e conti*ario gefunden werden? So 
entschied ein Urteil des OAG. zu Lübeck;') anders aber 
das ROHGr.*): dass mit der Bef?chränknng auf die an Order 
lautenden Konnossemente „die et wa 1 a n d c s ^ e s e t z 1 i c h 
(z. B. in Bremen) den Niclitorderkoiniosscmenteii beisfelegten 
dinglichen Wirkungen nicht anff^^eholxMi. sondern clteii in 
Jk^zug darauf das bisherige Keclit bestehen geblieben sei'^. 
Natürlich liegt der Fall bei den Eektakonnossenienten, wo 
es sich nur um das Verhältnis des Schitters zu Ablader und 
Empfänger handelt, viel einfacher; wir werden von ihm nur 
beilüuüg zu sprechen haben. 

TV. 

Beim Ladescliein ist fiber die AN iikuiig der Uebergabe 
keine ]>estiniiiiuiig ^letrotteu: wir luüssen also die Kiitwicklung 
des beim Konnossement auerkannten Rechtssatzes in der \\'eise 
zu geben suchen, dass wir denselben als mit allgemeinen, 

•) Trteil «lc-< OAH. m Lübeck 22. Juni IHii« in 8eurterrs Arciiiv 
XX iV No. 72. 

") mm, lö, Nrtvbr, 1878. XL 41ß~-4l7. 
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oder wenigstens mit den f&r Konnossement nnd Ladeschein 

gemeinsamen Grundsätzen vereinbar darstellen: nur dann 
wird er, obwohl beim Ladeschein nicht ausgesiaoclien, auch 
bei diesem Anwendung finden können. . % 

V. 

Das Vei'tiifz:ungsrecht iihw die- Ware hat zuiiäclist der 
Ablader; er «:il)t dieses Recht in seiner Eijr^'nschatt als Ab- 
la(l< 1* auf, indem er die Ware in die Detention des Schitiers 
überi^ibt und von diesem Auslieferung derselben an den aus 
dem Konnossement berechtigten Empfänger versprechen lässt. 
Der Schiifer hat also die Detention vom Moment der Kon- 
nossementszeichnung an nicht mehr für den Ablader, sondem 
für denjenigen, an den er mit befreiender Kraft leisten kann. 
Diesen Detentionswillen drflckt das Anslieferungsvei-spreclien 
des Schillers aus. Und zwar detinirt ilt^r Schiffer niclit ITir 
den jeweiligen berechtigten Ktmnossementsiiihal)er. wie Gold- 
schmidt formulii't: denn diesen kann und will der Schiffer 
nicht kennen, kann und will daher auch nicht für ihn deti- 
nireu, noch weniger seinen Detentionswillen von der Berechti- 
gung" desselben abhängig machen: sondeni fiir den „schliess- 
lichen forderungsberechtigteu Konnossementsinhaber''. Der 
schliessliche forderungsberechtigte Inhaber ist eben detjenige, 
an den der Schilfer in der Art leisten kann, dass die Leistung 
Erfüllimg seines Versprechens ist; es ist dies sowohl der 
Ablader nach der Konnossementszeichnung gegen Rückgabe 
sämtlicher Exemplare, wie der Inhaber sämtlicher Exemplarf; 
an einem anderen als an dem Bestiiinmiügsort; wie entllieli 
im Jkstinimungshafen jeder Konnossementsinhaber. Indem 
aber der Ablader oder sonstige Ktjnnossementsinliaber ein 
Exemplar des Konnossements absendet oder weiterbegibt, 
gibt er für sich die schliessliche Forderungsbereclitigung wie 
eben damit die vom Schiffer geübte Detention der Ware auf 
nnd überträgt beide dem Erwerber des Konnossements : denn 
da er nnn nicht mehr der schliessliche Fordernngsbereclitigte 
ist, detinirt der Schiffer nicht mehr für ihn, sondern ftir den 
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Erwerber. Einer Mitwirkung des Schiffers bei diesem Er- 
werb durch Aendernng seines Detentionswillens bedarf es 
nicht;*) denn dieser DetentionswiUe bleibt stets derselbe in 
seiner Richtung auf den scliliesslicben fordernngsberechtigten 
Konnossementsinhaber und wird daher nicht berührt durch 
Wechsel in der Person der Inhaber. Eine Aenderuiig des 
Detentionswillens nitisste nur dann verlangt werden, wenn 
der Schiffer für den ^jeweiligen Inhaber" detiiiirL^j Denn 
die verschiedenen Jeweiligen" Inhaber sind dem Schiffer 
gegenüber verschiedene Personen : der „schliessliche" In- 
haber ist ihm nur Eine, wenn gleich incerta persona. 
Ebensowenig wie der traditio^) an und der Geschäftsführung*) 
fär eine inceil» persona, steht der Detention för leine 



*) Warum „die MUgUclikeit einer Zurückffllirnng des Besiuerwerbs 
des späteren Eig'entümer-« dps Traditionspapiers auf den Willen des De- ' 
tentors bereits vollstämlitj; abgeschnittpu sein soll, wenn man erwilg-t. das:^ 
der An.«stoller des l'aiiiers im Momente der Uebergabe des Papiers im 
Fieliei(iiln iam liegt oder die Absiciit la«st, zu untersclilageu oder 
Tielleicht gar gestorben ist" (Strohal, Succession in den Besitz S. 214), dies 
ist selbst der Formulirung (ioldschmidts gegenfiber nicht einzusehen. Far 
den Fall des .Fieberdelurirnns' oder pTielleieht gar" des Todes des Schiffers 
wird ihm ein Vertrete nach iKesetzlicher Vorschrift bestellt; die von ihm 
gezeichneten Konnossemente verlieren nidit ilire Giltigkeit; sie binden den 
Nacbfolger des Schiffers in gleicher Weise wie den Schitt'er, da er in 
gleicher Weise Vertreter des Bheders ist. l'nd gar „die Abiticht, zu 
unterschlagen" möchte den Koiniosseuientserw erber wenig störeü : denn 
.eine veränderte Absicht des Inhabers eiuei' S.iclic wird erst dann Iteaditet. 
wenn sie ilnr«ii reale Handlungen des>ell»eH, *lie gegen den Besitzi r der 
Sache p^riditet sind, verwirklicht ist.*^ (Demburg. Pandekten I. 17M.) 

Diese Schwäche in der Goldschmidtschen K'iri-ti'nktion, dass di r 
Schiffer als Srellvt rtreter für den Konnossenientserwt rher besitz erwerben 
S(dl. ohne zu Avissen oder gar wissen zu a\ ollen, ob, wann und für wen? 
sucht Äleischeider (Besitz und Besitze.sschutz, 1876, pag. 306) durch An- 
nahme eines „Kediame", der dienstlfehen Stelhmg des Sehifters, zn nmgehen. 

') 1. 9 § 7 D. de A. K. D. (41, 1). — I. ö 4; 1 D. pro derci. (41,7). 

*) 1. 14 5? 1, 1. 29 pr. 1). ( mn. rtivid. (10,3). — 1. ö ^ 1, 1. ß § 8. 
10. 11, 1. 22 Ii. de neg. gestis (3,5). 
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solche — bei Order- und Jüliaberkoiiiiossementeu — recht- 
lich etwas entgegen.') 

Mit "Rücksicht auf die Petention für den schliesslichen 
forderungsberechtigten Inhaber lassen sich auch diejenigen 
Fälle betrachten, wo das Gut durch Untergang, Unglück 
oder Unterschlagung aus jener Detention herausgekommen 
ist. In beiden Fällen kann der Besitz der Ware später 
nicht mehr ftbertragen werden; die Tradition des Konnosse- 
ments Verschafft nicht mehr die Detention der Ware, sie ist 
in Bezug anf die Ware gegenstandslos. Sie kann also rück- 
gängig gemacht werden bis zu demjenigen früheren Konnosse- 
mentsinhaber, in dessen Zeit das Ereignis eingetreten ist: dieser 
selbst ist zugleich der „schliessliche, fordtMungsbereehligte'-' 
Inhaber und ihm stehen die Rechte aus dem i^esitz der Ware 
gegen Versicherer, Schifter und schlechtgläubigen Erwerber zu. 

Bei Eektakonnossementen bewegt sich die Unbestimmt- 
heit über den „schliesslichen forderungsberechtigten Eonnosse- 
mentsinhaber'' nnr zwischen zwei Personen; es weist sich 
als solcher ans der Ablader durch den Besitz sämtlicher 
Konnossementsexemplare ; durch Absendung eines Exemplars 
an den bezeichneten Empfanger macht er diesen zum schliess- 
lichen forderungsberechtigten Konnossementsinhaber, indem 
er ihm die von dem Schiffer für den Destinatar als Konnosse- 
mentsinhaber «geübte Detention überträgt. Zur vorzeitigen 
Aufhelmnir dieser Detpiiiioii ist dann Zustimmunc: des Destina- 
tars erforderlieh, aber selbst ohne Auslieferimg sämtiicker 
Konnossementsexemplare ausreichend.^) 

VI. 

Wir kommen nunmehr zu dem Fall, wo jede der bisher 

aufgestellten Konstruktionen sich als ungenügend erweist, 
zu dem Kollisiunsfall mehrer legitiniirter Konnossementsiiihaber. 

') Nur muss es aucli wirklich Eiue iucerta persona sein, nicht 
eine Ikdhe von sicli ahlöseuden incertae personae, wie dies die jeweiligen 
Kouao8.sementäiuhalier Goldsctnnirlts doch sind! 

art. 661 Abs. 4. ~ Handelsgericht zu Hamburg von 1873, HGZ. 
VII. Nu. 207. • 

3 
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Exner (Rechtserwerb äarcb Tradition 1867) schweigt 
ganz darüber; Goldschmidt sieht sich veranlasst, den Je- 
weiligen Iiiliaber" (S. 722) nunmehr als den ^berechtigten 
Inhaber"^ zu präzisiren. Zugleich erscheint dann „zur Ver- 
meidung praktischer Schwierigkeiten", die Bestimmung des 
HGB. art. 650, dass erst die Prävention, dann die Priorität 
der Begebung entscheiden solle, als „Anomalie". — Meischeiders 
„Medium" versagt vollständig, nicht nur für den Kollisions- 
fall, sondern für den doch gewöhnlichen Fall der Ausstellung 
mehrerer Exemplare, sobald dieselben, wenngleich berechtigter, 
nnd gewöhnlicher Weise, in die Hände verschiedener Inhaber 
gelangt sind, denn „keiner der mehreren Inhaber weiss, ob 
er im Löschungshafen yor dem andern den Anspruch auf 
Auslieferiuig wird erheben können, und ob es ihm möglich 
sein wird, die Auslieferung zu erlangen, bevor ein anderer 
sicli meldet. Es bleibt nur übrig, von dem Zeitpunkt ab. 
wo mehrere Konnossementsinhaber vorhanden sind, bis zur 
Auslieferung der Ware im Löschungshafen die Besitzfrage 
als sttspendirt anzusehen.'"') 

Nach unserer Formulurung bieten sich keine bedeutenden 
Schwierigkeiten. Schliesslicher forderungsberechtigter Kon-* 
nossementsinhaber ist deijenige. der die Auslieferung erlangt, 

bevor sich ein anderei" Inhaber meldet, also solange nur keine 
Kollision dem Scliiffer gegenüber, wenngleich sie auch jenem 
gegenüber bi stellt. Wer auf sein Exemplar die Auslieferung 
erlangt hat.^i wird gerade dadurch, dass in ilmi die Ver- 
pflichtung des Schiffers ihre Erfüllung gefunden hat, als 
deijenige bestätigt, für den zu detiniren Wille des Schitfei'S war. 
Sobald allerdings ein zweiter legitimirter Konnossements- 
inhaber sich gemeldet hat, befreit sich der Schiffer nicht 
mehr durch Leistung an den einen von ihnen; er kann also 
auch Yon da an oder eventuell fär den noch nicht ausge- 
lieferten Rest nicht mehr für den Einen haben detmiren 



') Meiadieider Bealts und Benteesschats, S. 806. 

*) OrdnungsmäBsig, in Qemttashdt des art. 647. BOB. art 660. 
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wollen, sondern ftir denjenigen, der forderungs b e r e c Ii t i j? t 
ist : den Zweifel über dies Recht aber zu entscheiden, stein 
dem Scliiticr nicht zu : er befreit sich durch gehörif^e Deposition, 
die Besitzfrage ist nunmehr suspendirt bis zum Ausgang 
des Stroits über das Recht. In diesem Streit erst greift 
art 651 ein : es entscheidet die Priorität der Begebung von 
dem gemeinsehaftlichen Vormann') über das Recht und damit 
rückwirkend über den Besitz. 

Sollte sich in dem Streit um das Recht ans dem Kon- 
nossement die Priorität der Begebung nicht ermitteln lassen 
oder sollten die mehreren Exemplare nicht durch einen 
genieiüschaftliclien Vormann begeben sein, i>ü ist die Besitz- 
frage ebenfalls sus})endirt von dem Momente an, wo dem 
Schiffer gegenüber die Kollision eintritt. Es ?ilt aber dann 
nicht, als ob kein Konnossement ausgestellt wäre;-) es wird 
nicht die Möglidikeit des Besitzes, sondern nur dei- Nach- 
weis der Berechtigung aus dem Konnossement ausgeschlossen ; 
diesen Nachweis müssen die mehreren Konnossementsinhaber 
. auf anderem Wege erbringen. Wer ihn erbracht hat, er- 
weist sich damit als schliesslicher fordernngsberechtigter 
Konnossementsinhaber und erhält die deponirte Ware auf 
Grund und nach Ifassgabe seines Konnossements. 

VII. 

Wir haben im Vorstehenden eine Konstruktion für den 
im art. 649 enthaltenen Rechtssatz zu geben Tersncht, die 
diesen nicht als anomale Schöpfung des Gewohnheitsrechts, 
sondern als hervorgegangen und yereinbar mit der Absicht 



') Bei dem nach einem andern Ort ttbersandteu Ex«nplar wird die 
Zeit der Uebergabe durch den Zeitpunkt der Absendnng bestimmt 

*) So Goldscbmidt % 74, S. 732; aber wenn «es gilt, als ob kein 

Konnossement ausgestellt wäre,* wer ist dann Besitzer tler deponirten 
Ware? der Absender kann es nicht sein, denn er hat den Besitz aufge- 
geben ; unter obiger Annabnie könnte es auch keioer der Konnosf ements- 
inhaber; es wäre also Niemand Besitzer. Wir nieinen, dass iuif alle 
Fälle Einer der Konnossementsinhalter der berechtigte sein muss und 
zwar nicht der besser, sondern der einzig Berechtigte. 

3* 
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der Parteien, mit dem Wesen des Konnossements und mit 
den r^nmdsätzen dts biirgcrlicheu Hechts vom Besitz durch 
Stellvertreter ersclieiiH'ii lässt. 

Beim Ladeschein findet sich ein entsprechender Rechts- 
satz im Gesetz nicht ausgedrl'ickt. Es stehen sich darum 
in Bezog auf seine Anwendbarkeit zwei Meinungen gegen- 
über. 

Die eine*) sieht gerade in der Nichtanfhahme einer 
dem art. 649 analogen Bestimmung beim Ladeschein einen 

Hauptunterschied desselben vom Konnossement. 

Die andere^; erachtet den art. 649 in Betrett der 
Wirkung auf die Besitz Verhältnisse für analog anwendbar 
beim Tvadescheiu. 

1^'ür diese letztere Meinung bestimmen uns verscliiedene 

Erwägungen : 

1. Aus den Materialien des Gesetzes^) ist zu ersehen, dass 
bis zur III. Lesung Konnossement und Ladeschein in dieser 
Frage vollkommen gleich behandelt wnrden. Im Preuss. 
Entwurf waren Beide gleichgestellt; sodann setzte man die 
dingliche Wirkung der Uebertragung erst beim Ladeschein 
fest, strich sie aber wieder, als man beim Konnossement keinen 
entsprechenden Kechtssat/ aufnahm. Nachdem aber doch in 
II. Lesung für das Konnossement der art. 649 angenommen 
wurde, setzte man dieselbe liestimmung aucli beim Lade- 
schein wieder ein. Erst in TIT. T;esuiii,^ wurde sie bei 
letzterem aus nebensächlichen*) Erwägungen gestrichen. 

*) Handelsgericht zu Hamburg vom 17. Juli 1878, HGZ. XL 158. — 
V. Hahn, art. 416 § 3. — v. Gerber, Deutsch. Privatreclit § 183, A. 15. — 
OAG. sn Lflbdck 22. Jörn 1869 in Seufferts Archiv XXIV. No. 72. 

*) Ooldschmidt, % 75, S. 766. — Ansclifitc UI. 128. — RG. 1. Okt. 
1881. Entflch. Bd. V. 80. Hakower, art. 413, A,*) - Pachelt, art. 
418 No. 4. — Eger, III. 15. — Keyssner, S. 472. 

•) PreusB. Entw., art. 230. 2. — Motive, S. 116, 117. — Prot. 443— 
446. 446-451. — Entw. I.. art. 351. — Entwurf II., art. 388. Prot. 
1247. Konnossement: Prot. 2217, 2218, 2219—2226. Prot. 4010— 4034. 
Ladeschein: Prot. 4180, 4131, 4774. 

*) Anders Obergericht zu Haiuburg, 23. Okt. 1868 in Busch XVI. 191. 
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Diese diircligelien<le Oleichstelhinof der diiij^licheii Wir- 
kungen der üebergabe von Konnossement und Ladeschein zeigt 
wenigstens, dass ein Unterschied in diesem Punkte nicht 
beabsichtigt worden ist, und berechtigt wohl zu der 
Annahme, dass hier analoge Aasdehnang des bei dem einen 
Institut ausgesprochenen Rechtssatzes auf das andere ge- 
stattet ist. 

1. Ks sind die Konsequenzen dieses Rechtssatzes für Pfand- 
und Retentionsrecht in durchaus oleicher Weise für das 
Konnossement wie für den Ladest liein anerkannt;*) ^durch" 
Beide ist der Berechtigte „in der Lage, über das (iut m 
verfikgen/ 

3. Es ergibt sich schliesslich der Bechtssatz nach 
unserer oben ausgeführten Konstruktion teils aus den ge- 
setzlichen ] Bestimmungen, teils aus dem Wesen des Lade- 
scheins. Nach art. 411) ist der Kiat-litfulirer . der einen 
Ladeschein ausgestellt hat. der \'eifiiLaing des Absenders 
als solchen entzogen; der Absender als solcher hat also die 
Detention aufgegeben. Nach art 417 darf der JFraclitführer 
nur an den legitimirten Empfänger ausliefern: sein diesbe- 
zügliches Versprechen bekundet, dass er fftr diesen schliess- 
lichen forderungsberechtigten Ladescheininhaber detiniren will. 

Es hat also anrli der berechtigte liadescheininliaber 
Besitz an der vom Fracht tührer ITir ilm detinirtf^n Ware^); 
in Kollisi(tnsfällen niehi erer Ladescheininhaber sind die beim 
Konnossement gegebenen Bestimmungen (art. 650, 651) analog 
anwendbar, niclit weil sie beim Konnossement gesetzt sind, 
sondern weil sie folgen aus dem Besitz des schliesslichen 
forderungsberechtigten Ladescheininbabers. 



' I Goldschmidt, § Ih, S. 7«7. — Eger IH. 16. — HGB. art. 374, 382, 
313. — Keichsge^etz betr. Einführung' der Konkursordnung vom 10. Pebr. 
1877. § 14, Abs. 2 und Motive dazu. 

Anders allerdings Erkenntnis des Uandelsgehchts za Uambarg 
vom 18. Nov. 187Jä. HGZ. VL No. 25. 
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VIII. 

Die Wirkunpren der Ueberqrabe von Konnossement und 
Ladeschein können anfgelioben werden (InrcU das auch von 
R. KoTik.-O. § ?}(') anerkannte Hemmungsreclit (right ot stoppage 
in transitu*), welches dem wegen des Kaufpreises der ver- 
ladenen Ware nicht vollständig befriedigten Absender ge- 
stattet, wegen einer nach Empfang des Konnossements ein- 
getretenen Insolvenz des Destinatärs die noch auf dem Trans- 
port befindlielien Güter zaruckznfordem.') 

Auszuüben ist das Hemmungsrecht entweder durch 
Arrestlegung oder durch Inhibirnng der Auslieferung mittelst 
Nachsendnng eines zweiten Konnossements ; besser aber durch 
erstere, da das zweite Konno.ssenient nicht mehr, wie z. B. 
nach der Harabnr2:er Neuen Falliten-Ordnimg von ]7o8^), 
dem ersteren „ohne W iderspruch vorgezogen wird'', sondern 
nur Deponirung der Ware von Seiten des Schiffers und für 
den Absender Notwendigkeit eines Streites mit dem anderen 
Konnossementsinhaber zur Folge liat. 

Die Klage des Absenders ist eine actio publiciana 
rescissoria, auf Eückgängigmachnng der mit der Uebergabe 
des Konnossements verknüpften dinglichen Wirkungen. 

Das Hemmungsrecht wird ausgeschlossen dadurch, dass 
die Güter vor Eröffhung des Konkursverfahrens am Orte der 
Abliefe] iing*i angekoininen und in den Gewahrsam (wirk- 
liclien (Tewahrsani.*) faktische Innehabnng) des Gemeinschuld- 
ners oder eines Vertreters desselbeu**) gelangt sind. 

Ferner ressirt es, wenn vor der Ankunft der Güter 
am Bestimmungsort ein Dritter Eechte an den Gütern er- 



*) Erkenntnifl des Handelsgefichts zn Hamburg, 24. min 1879. 
HOZ. XII. 40. 

Lewis, art. (>49 No. 5. — (Jnldaclimidt, ij. 82, S. 866 f. 

Hamb. N. Fall.O. von 1763, art. 25. — Voigts N, A. III. 273. 
•) ROHG. VI. 305. 

») RG. VIll. 87. — Goldschmidt, § 82, S. 367. — Hamb. N. FaU. 0. 
§ 25 No. 3. 

V. Wilmowski Kommentar zur Konkursordnnng S. 2lt* 



Digitized by Google 
•...,11 I 



— 39 — 



worben hat durch gutgläubigen Erwerb entweder reichs- 
gesetzlicli auf (Ti-mid von HGB. ait. 800 oder nach den 
Landesgest^tzen. wo der Grundsatz „Hand muss Hand wahren" 
oder ein ähnlicher gilt, 

lU. Abschnitt. Erfüllung. 
L In Bezug auf das Empfangsbekenntnis. 

Kapitel L 

Ycrtretiing des Emplkngsliekeiiiitnisses. 

T, 

Oliiie das Dazwisi heiitreLeii der Koiiiio.sstnieiitsverpHich- 
tung verbindet den Schitier zur Rückgabe der Güter nur 
das receptum; er ist gehalten zurückzugeben, was er empfangen 
hat; es stehen ihm gegen den Empfänger in Bezug auf die 
zu restituirende Ware alle £iiireden zu, die sich auf ein 
Nicht- oder Andersempfangenhahen der Ware gründen. 

Durch die Eonnossementszeichnung wird jedoch seine 
Stellung geändert. Jetzt übernimmt er die Verpflichtung, 
dem legitimirt«n Inhaber des Konnossements die bezeichnete 
Ware auszuliefern. Dieser legitimirte Inhaber bedarf zu 
seiner Sicheilieit und darnm das Konnossement zu seiner 
Umlaufsfäliigkeit eines zuverlässigen Zeugnisses über (Quanti- 
tät, Qualität etc. der Ware. Ein solches enthält das Konnosse- 
ment in Gestalt des Empfangsbekenntnisses und je mehr 
dieses von Einreden und Gegenbeweisen unabhängig ist, 
desto mehr ist das Konnossement betUhigt, den Umlauf der 
darin bezeichneten Güter zu vermitteln. 

Aber der Schiffer ist sieb auch bewusst, dass sein Be- 
kenntniss eine solche Wichtigkeit für Dritte besitzt; er weiss, 
dass es für den Verkehr bestimmt ist und dass er selbst, so 
viel an ihm liegt, verhindern muss. dass durch ein falsches 
Bekenntnis Dritte getäuscht werden.^) 

») BOHG. 30. Mai 1879. Entsch. Bd. XXV. 196. 
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Sodann hat der Schiffer auch bei der Zeichnung von 
Konnossementen die Sorgfalt eines unltnilielien Schiffers 
anzuwenden: er haftet für jedes Verschiilcien.') oiirie ein 
Verschulden seinerseits ist aber die Ausstellung eines mit 
den thatsächlielien Verhältnissen in Widerspruch stehenden 
Konnossements kaum denkbar. 

Aus diesen Erwägungen hat zuerst die Praxis') den 
Satz aufgestellt: der Schiffer hat in jedem Falle für sein 
Empfangsbekenntnis einznstehen ; es wird ihm gegen dasselbe 
ein Gegenbeweis nicht gestattet 

Der Praxis ist das Gesetz gefolgt^) : „Das Konnosse- . 
ment ist entscheidend für die RechtsverhUltnisse zwischen 
dem Verfrachter und dem Empfänger der Güter ; insbesondere 
muss die Ablieforuns: der (lüter an den Empfänger nach 
Inhalt des Konnossemeuts erfolgen.** 

Der erste Satz stellt das Prinzip auf: indem das Kon- 
nossement entscheidend und zwar allein*) entscheidend 
ist für die Rechtsverhältnisse zwischen dem Ablader und 
dem Empfänger, sind alle sich nicht auf die Schrift gründenden 
Einreden, alle Gegenbeweise gegen die in der Schrift ent- 
haltenen Erklärungen ausgeschlossen. Es ist also dadurch 
anerkannt, dass die Forderung aus dem Konnossement sich 
nur auf dieses stützt, dass sie eine streng der Schrift 
gemässe, eine Ski'iptui'obügatiou ist. 

n. 

Eine Anzahl von Konsequenzen aus dieser Skriptnr- 
reclit-^iiatnr hat das (leset/ ausdi iu kiieh gezogen; denn als 
solche ivousequeuzeu^) stellen sie sich dar, nicht als positive*^) 



') Lewis in E. IV. 173. — Seerecht, art. 653 No. 1. 

Handelsgericht zu Hamburg» 14. April 1851 in ÜUricb üq, Ib; 
1. Nov. 18Ö2 in Ullrich No. 80. 

=•) HGB. art. 653. 

♦) ROHG. vom 10. Jaii. 1871. Eutsch. Bd. I. 203. 
•) (loldschmidt, Z. t\ Uli. XXIX. S. 26, 30. 
•) BG. 1. Okt. 1881. Bntsch. Bd. V. 80. 
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Beifiigungen. Sie. betreffen sümtlicli^) flie Frage der Ver- 
tretung fies Knipfangsbekenntnisses. Sie sind Konseqnenzen 
des Pri^zip^^ iiisoteru, als sie den allgein^ int n 6atz durch 
spezielle Anweudungen erläutern und sicherstellen. 

a. Die erste dieser Konsequenzen fahrt sich schon dem- 
entsprechend ein: „insbesondere* muss die Ablieferung 
der Gttter nach Inhalt des Konnossements erfolgen"'); es 
ist also gegen das Empfangsbekenntnis in Betreff der 
Quantität und Qualität der Güter die Einrede unwirksam, 
dass der Schiffer gar nichts oder weniger erhalten habe, als 
das Konnossement angibt, oder dass er das Konnossement 
in der Erwartung der Aldadung im \'oraus gezeicliiiet habe. 

b. Eine weitere Koiiserjueiiz') verpflichtet den Scliifter 
zur Vertretung der Richtigkeit der im Konnossement gege- 
benen Bezeichnung der Güter. 

c. Dies sogar, „wenn*) die Güter dem Schiffer in Ver- 
packuAg oder in geschlossenen Geiässen übergeben sind", 
und dieser Umstand im Konnossement nicht bemerkt ist 

Wie sehr es sich in diesen Fällen gerade um die Ver- 
tretung des Empfangsbekenntnisses handelt, sehen wir aus 
der Bestimmung, dass selbst unbestrittene oder nachgewiesene 
Identität der abgelieferten und der übernommenen Güter 
nicht von der \'ertretung der Schrift befreit.') 

d. Kino ähnliche Verstärkung der Wirkung des Re- 
kenn tu is>es bringt art. 660. Es haltet der Schilter aus dem 
Bekenntnis für die Beschaffenheit und Verpackung der Güter, 
trotzdem nachweislich Scliaden und Mängel daran schon bei 
der Emptangnalmie bestanden, sofeni dieselben damals schon 
sichtbar waren und dennoch nicht im Konnossement ver- 
merkt wurden. 

') OAG. zu Lübeck, 27. Jan. 70 in Kierulf VI. S. öl. 
') art. 653. 2. — Goldschmidt, g 72. S. G88. 
') art. 654. 1. — UaAdelsgericht 2U Hamburg vom H. Juni 1873. 
HGZ. VII. No. 16. 
•) art. 655. 1. 
*) art. 655. 3. 
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e. f^WeiiD die Fracht nach Zahl, Mass oder Gewicht 
angegeben ist^ so ist diese Angabe f&r die Berechnung der 
Fracht entscheidend.*^^) Also weder die gelöschte noch die 
wirklich eingenommene, sondern die als eingenommen be- 
kannte Zahl.') 

f. Eine weitere Konsequenz ist die, dass, wenn viel- 
leicht') unter Beriicksiilitigimg der tliatsächliclien Verhält- 
nisse es gestattet sein sollte, diese strenge Vertretung der 
Schrift zu mildern,*) dies immer nur in der Scbiift selbs^t 
geschehen kann. 

Alle diese anter a bis t angegebenen Rechtssätze sind 
nur Konsequenzen aus dem Prinzip des art 653 Satz 1; 
aber sie sind so selbständig hingestellte, dass selbst das 
Beichsgericht*) sie f&r unabhängige positive Rechtssätze 
ansehen konnte. 

Indess nicht nur ein Znsammenhang mit art. 653 
Satz 1, sondern auch ein solcher dieser Bestinnnnngen unter- 
einander lässt sich bei genauerer Betraclitunp: erkennen: 
Wo durch die konse(|iiente I »urchfiihrung des Prinzips über- 
triebene Härten entstehen würden, da kann der Verkehr sicli 
helfen durch die üblichen Klauseln, die und wenn sie auf das 
Konnossement gesetzt werden ; und ebenso : damit niclit durch 
alhsu grosse Anwendung der befreienden Klausehi das Prinzip 
zu Schaden komme, ist es nötig, dass gerade die von den 
üblichen Klauseln betroffenen Konsequenzen desselben mit 
Schärfe festgestellt sind. 

IJl. 

Beim Ladeschein findet sich in Bezug auf die Vertretuog 
des Empfangsbekenntnisses nur der Satz: „der Ladeschein 

') art. r>ö8. 

») KOHG. vom 10. Jau. 1871. Kuucii. Bd. I. 200. — OAG. zu 
Lfibeck 27. Jan. 1870 in Eienilf VI. 54. 

") Wir werden von der Anascliliesenng der Vertretong dea Empfiuigs- 
bekenntnisses unten (HI. Abschnitt, Kapitel III) handeln. 

•) artt 655, 656, 657. 

*) RG. 1. Okt 1881. Entacb. Bd. V. 80. 
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e.iitsclieidet für die Rechtsverhältni^jse zwischeu dem 1^ xacht- 
lührer und dem Empfänger des (Tiits."*) 

Ein Antrag, entsprechend dem art. 653 S. 2 eineii 
Zusatz aufzunehmen, wurde abgelehnt.^) 

Die Ansichten der Theorie gehen nun nach der eineu 
Seite^) dahin, dass aus der durch art. 415 aiieli beim Lade- 
schein anerkannten Skripturobligatiou alle beim Konnossement 
ausgedrückten Konseqnen;sen zu ziehen seien ; nach der anderen 
Seite*) dahin, dass aus der Nichtaufnahme dieser Konsequenzen 
ihreNichtanwendbarkeit auf den Ladeschein folge ; es sei bei dem- 
selben die strenge Skripturobligation nicht anerkannt und dera- 
geniäss Gegenbeweis gegen das Kinpfangsbekeuiiinis zulässig. 

In der Praxis hat sieh (his Preuss. ObertrihunaP) fiir 
Statthaftigkeit des ( Jegeiibeweises ausp-esprochen : ebenso das 
Reichsgericht*) unter scharfer Scheidung von Konnossement 
und Ladeschein. Letzteres begründet sein Votum damit, dass es 
eine für Konnossement und Ladeschein gleiche, aus allgemeinen 
Grundsätzen sich herleitende Haftung f&r Verschulden bei 
Abgabe des Bekenntnisses annimmt, die darüber hinausgehende 
Haftung beim Konnossement für durch positive und darum auf den 
Ladeschein nicht auszudehnende Bestimmung beigefügt hält^) 

») arr. 415. 

^) Prot. 4771-4774. 

') Üoldschmidt. i$ 75, S. 764 ii. N. 94. — Anschütz u. v. Vdldern- 
Uorff III. S. 12.Ö. — Eger III HO, «2 

*) V. Hahu, art. 415 §3. — Keyssuer, S. 474. — Uakower art. 415. 
N. 40a u. b. 

') Preuss. Übertrib. 2. Mai 1865 in Busch, Archiv IX. 8. 270—274. 
. . . 19. Sept. 1867 in Striethont Bd. 68, S. 174; auch du Kom. und 
Adm.-KoU. Königsberg 11. Juni 1868. Centr.-Org. N. F. Bd. V. S. 211. 

•) BG. 16. April 1881. Entsch. Bd. IV. 87. ... 1. Okt. 1881. 
Entsch. Bd. V. 81, 82. 

') Warum eine l'nt* i sik Imog der einzelnen Yonchrifteu auf ihren 
Zu;*animenhan}j: mit allf^emeinen Kechtssiitzen „sich in massloso Kasuir^tik 
verlierpii" sollte, win Kiror. Friichtroi lit ITT. S. 02 iiKMiit, will uns nicht 
recht einleurhtfii, Kiiic <ler;irrige IhitersuchniiL; ist vielleicht dm li fr.ril^^riider 
als eine nach dem Muster Eo:er's ausgeführte eniptio per aversiuneni des 
ganzen Kouuos.'^imcutämaterials ! 



Digitized by Google 



— 44 — 
IV. 

Es ist schon oben unsere Aufassnn^ des art. 653 
Satz 1 und somit auch des art. 415 S. 1 dargelegt: dass 
darin das Prinzip der ünwiderleglicbkeit des schviftmässigen 
Bekennlmisses, also die Anerkennung der Skripturobligation 
gegeben sei. Und zwar in gleicher Weise fUr das Konnosse- 
ment wie für den Ladeschein. 

Nun sind aber ans diesem «remeiiisamen Prinzip beim 
Konnossement eine Aiizalil Folgeruiiopn gezogen, teils ver- 
schärfende, teils erleicliternde, jedenfalls derart zusammen- 
gehörig,') dass mit den einen auch die anderen fallen wiirden. 
Betrachten wir zunächst die ersteren. 

Es ergibt sich ans den Protokollen, dass der Autrag 

auf Beifiigung eines Zusatzes zu art. 415 hauptsächlich 
deshalb abgeleimt wurde, weil man dem Frachtführer keine 
allzu scliwere Haftung auflegen wollte. 

Und dies entspricht den thatsächliclirri Verhältnissen.* 
Vor allem der schon oben dargelegten Art des Gewerbe- 
betriebs der gewöhnlichen Fuhrleute und Flussschiffer ; auch 
der durch die kürzere Zeit der Heise bedingten geringeren 
Negoziabilitärt des Ladescheins. Sodann aber vertraut im 
Fluss- und Landverkehr mit seinen erbeblich kürzeren 
Distanzen der Nehmer des Ladescheins mehr der Redlichkeit 
des Absenders; er hat es nicht nötig für sein Vertrauen 
eine Mittelsperson in ricstalt des SdiiHers anzunehmen wie 
bei den langen Seetranspoilen. Die Belastung des Fracht- 
führers auf der andern Seite mit allen Konsequenzen der 
Skriptarobligatiou würde diesen, der sie doch nicht über- 
sehen kann, ungebtthrlich zu Schaden bringen. 

In Bezug auf die erleichternden Bestimmungen der 
artt. 656 — 657 lauten die Berichte aus der Praxis des Ver- 
kehrs dahin, dass solche Klauseln im Binnenverkehr durch- 
aus nicht üblich sind. Und sollten sie einmal vorkommen, dann 



») Prot. 4770—4774. 
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unterliegen sie vorteilhafter freiem richterlichem Eimessen, 
als dass mau den ganzen, dem Frachtführer doch unbekannten 
Apparat des Seerechts heranzieht. 

So sind also die im Seereeht angefahrten Eonsequenzen 

des art. 653 S. 1 beim Tjadesclieiii teils vom Gesetzgeber, 
teils vom Verkehr niclit gewollt und dalier ausdrticklicli 
weggelassen. 

Daraus folgt, dass alle diese I'estimmungen des See- 
reclits beim Ladeschein n i c Ii t n u r n ich t a n a 1 o g e 
sondern überhaupt keine Anwendung leiden. Streitige 
Fälle, die beim Konnossement unter die artt. 658 S. 2 bis 
658, 660 gehören würden, unterliegen beim Ladeschein dem 
freien richterlichen Ermessen. 

Es ist femer der Gegenbeweis dem Frachtführer zu 
gestatten*) gegen sein Empfangsbekenntnis in Betreif der 
Quantität un«l Qualität der Güter, in Betrett" ihrer Bezeich- 
nung, in Betreif ihrer Zahl, Masses oder Gewiclits im Fall 
des art. 658; er haftet wegen TJnrichtiirkeit des Kmptangs- 
bekenntnisses in den anjiretTiliilen Punkten überhaupt nur ' 
soweit ihn ein Verschulden triüt^j: aber es kann ihm auch 
nicht otlen gelassen werden, sich von der hiernach noch 
übrig bleibenden Haftung durch Beif&gung von Klauseln 
freizuzeichnen. 

Was nun noch von der Skripturobligation des art. 415 
übrig bleibe ? Alle Folgerungen aus derselben mit Ausnahme 
der soeben angegebenen, die wir als beim Konnossement 
ausgt iprocbene, beim Ladeschein unzulässige Konsequenzen 
bezeichnet haben. So z. B. die Angabe der Ausstellungszeit, 
des Ausstellungsortes etc.^) 

') V TIahu art. 415 § 3. — Keyssner S. 474. — So auch die 
Praxi«; des Freuas. Obertrib. — Haudelsgericht za Hamburg, 26. Sept. 1868. 
HGZ. 1. 238. 

*) Handelsgericht zu Hambur£r. 20. Jan. 1870. ÜGZ. III. 2fil. 

=■) BOHG. 30. Mai 1879, Bd. XXV. 192. - RG. 15. Dcü. 1881), Entsch. 
ßd. 101. — Handelsgericht zu Hamburg, 21. Sept. 1877. HGZ. X. 195. — 
Obergericht, 23, Not. 1877, ibid. X. 215. — Handelsg^ht sn Hamburg, 
16. Jan. 1879. HGZ. XH. 37. 
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Allerdings ist es eine unvollkommene Skripturobligation, 
die übrig bleibt; aber sie genügt für die Bedürfnisse des 
unentwickelteren Instituts, nnd ein Mehr wäre unbillig und 
gefährlich. 

Kapitel H. 

Uiiifaug der Haftung. 

Nachdem unsere Untersuchung Uber die Vertretung des 
Empfangsbekenntnisses soeben das Resultat ei'geben bat, 
dass der Schiffer für sein im Konnossement abgegebenes Be- 
kenntnis einzustehen hat, der Frachtführer dagegen in Bezug 

auf die aDgelTihrU ii I^iiikte nur l'ür Verschulden bei Aus- 
stellung dieses Bekeunlnisses. liegt es ualie, jetzt auf den 
Uml'ang dieser Haftung pinzngeheu. 

Audi dieser ist. ebenso wie der Grund der Hallung 
bei Koimossement und Ladeschein verschieden. 

Beim Konnossement ^habe der Schiffer*) die Verbindlich- 
keit, das Erhaltene abzuliefern und sein Konnossement zu 
vertreten. Hieraus folge, dass er für den Wert dessen 
einzustehen habe, was der Empfänger nach Inhalt des Kon- 
nossements von ilim abgeliefert zu erhalten berechtigt sei''. 
Nur diesen Wert, nicht sein Interesse kann der Empfänger 
fordern; denn nur über diesen Wert lautet das von dem 
Schiffer zu vertretende l^ekenntnis. 

Als Kt)nse(iuenz ergibt sich hieraus, dass bei Nicht- 
übei'einstimmuiig der (ü'itei' mit der Angabe im Konnossement, 
der Empfänger nicht die abgelielVrten Güter zurückweisen^) 
und den vollen AV'eit fordern darf, sondern dass er nur 
einen Anspruch auf Ersatz des Minderwertes hat. Denn 
wenn schon der Schiffer, der gar nichts abliefert, nur auf 
Ersatz des Wertes haftet, so darf er sich, wenn er etwas 
abliefert, das nicht ohne Wert ist, nicht sehlechter stehen. 



«) Prot. 2279. 

^) HGB. art. 854, Satz 2. — Scblodtmaim hi Goldschinidt, Z. f. HB. 
XXI. 409. 
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SelbstverständlicliF Voranssetziino: dieser letzteren Be- 
stimmung ist,') (lass der Schiffer dasjenige ablielem will, 
was er empfangen hat und nicht etwas Anderes. 

Beim Ladeschein haftet der Frachtführer nur, soweit 
ihm ein Verschulden bei der Abgabe des Bekenntnisses zur 
Last fällt.*) Dann aber haftet er nach allgemeinen Grrund- 
sätzen') für das Interesse des darch sein Yerschnlden 
Verletzten, also des berechtigten Empfängers als selbständigen 
Gläubigers*) ans dem Ladeschein. 

Die Bestimmnng von art. 654, 2 greift nicht Platz. 

Der Beweis des Verschuldens ist, im Falle einer Nicht- 
übereinstimmung der (jüter mit dem Bekenntnis im Lade- 
schein, als erbracht anzusehen, wenn es dem Fraclitfülirer 
nicht gelingt, die Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Frachtfülirers seinerseits darzuthuu. 

Kapitel HL 

Ausschliessung der Vertretung des Eiupfangs bekenn tuisscs. 

I. 

Die Möglichkeit von der Vertretung des Empfangs- 
bekeuninisses sich /u befreien, ist dem Schitfer beim Kon- 
nossement gegeben. Es sind drei Fälle, von denen die beiden 
letzten sich Himähernd gleich, der erste von ihnen wesent- 
lich verseliieden ist : in jenen wird die Haftung ausgeschlossen, 
in diesen cessirt sie von selbst. 

1. Ks cessirt die Verpflichtung zur Vertretung des Be- 
kenntnisses im Falle des Zusammentreffens von vier Voraus- 
setzungen*) : 



*) Hftndelflgericlit za Hamburg von 1872 in dof HOZ. Y, No. 108. 

') Handelsgericht zu Hambuig, 20. Jan. 1870. HGZ. III. 261. 

») Arndts Pandectcn 5^ 200. — v, Hahn, art. 415 § 2. — Schott 
in E. III. 432. — Tliöl JIl. 82. 

♦) Thö! TIT. 82. OnMschmidt, Z. f. HK. XXVI. S. m. 

») HGB. art. (556. — Lewis Seereciit art. 6ö5 No. 2. — Gold- 
schiuidt § 72. S. 68^, 6iK). 
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a. dass die Güter dem Schiffer in Verpackung oder in 
geschlossenen Gefässen übergeben sind; 

b. dass dies und damit die Schwierigkeit für den 
Seliirtei'. die (iattuiig der einzelnen Güter zu konstatiren, 
aus dem Konnossement erhellt; 

c. dass der Schifer beweisen kann, dass die abgelieferten 
Güter mit den empfangenen identisch sind;') 

dass er beweist, dass ungeacbtet der Sorgfalt eines 
ordentlichen Schiffers die Unrichtigkeit der in dem Konnosse- 
ment enthaltenen Bezeichnung nicht wahrgenommen werden 
konnte. 

Diese Zuteilung der Beweislast ist praktisch gerecht- 
fertigt, weil der Schitfer leichter die Anwendung der Sorg- 
falt, als der Empfänger die Nichtanwendung wird beweisen 
können.*) 

Das Resultat des Zusammentreffens jener vier Voraus- 
setzungen ist, dass die Haftung aus dem Empfangsbekenntnis 
cessirt und es bei der aus dem Frachtvertrage und ans dem 
Receptum verbleibt.*) 

2. Die Vertretung des Empfangsbekenntnisses kann in 
Bezug auf einzelne Punkte, z. B. den Inhalt, die Quantität 
der GQter, ausgeschlossen werden. Jedoch ist als Prinzip 
hierbei festzuhalten/) dass die Ausschliessung der Vertretung 
wegen Unkenntnis nur insoweit gestattet ist, als sich diese 
Unkenntnis mit der Soiglalt eines ordentlichen Schiffers ver- 
trägt. 

Die Voraussetzung, unter welcher der Schiffer die Ver- 
tretung im Konnossement ablehnen darf, der Ablader ein 
solches abgeschwächtes Konnossement annehmen muss, ist 
die begründete Unkenntnis in Betreff der im Konnosse- 
ment enthaltenen Angaben. So, wenn dem Schiffer Gftter 

•) Prot. V. S. 2268. 
') Makower art. 655, A. 169a. 
^1 KOHO. 30. Juni 1871. Entsch. Bd. III. 25. 
* >>chlo«lrmann in Z. f. HR. XXI. S. 402. — Lewis Seerecht art. 
656 No. 3, art. 657 Xo. 1. 
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in Verpackung oder in geschlossenen Gefässen ftbergebeii 
werden*) ; oder wenn die im Konnossement nach Zahl, Mass 

oder Gewicht bezeichneten Gttter ihm nicht zugezählt,*) zu- 
gemessen oder /ugewogeii sind. Unter dieser Voraussetzung 
kann der Schiffer das Konnossement mit einer entspreclien- 
den Klausel) „Inhalt unbekannt", „Zalil, Mass, Gewiclit 
unbekannt" oder einem gieichbedentenden Zusatz verselien. 

Die Setzung dieser Klauseln hat eine doppelte Wirkung: 

a. sie befreit den Schiffer von der Vertretung seiner 
' Konnossementsangaben; er haftet nicht mehr aus dem Be-. 
kenntnis, sondern aus dem receptum*) 

b) sie stellt den Schiffer günstiger wie im Falle des 
art. 655 in Bezug auf die Beweislast*): nicht er hat die 
Identität der Güter zu beweisen, sondern es ist der Empfänger 
zu dem Beweise genötigt, dass jener einen andei'en als den 
abgelieferten Inhalt*^) oder ein anderes als das abgelieferte 
(Quantum 'j empfangen habe. 

Es wird also der Schiffer erleichtert im ersten Falle 
(art. öööj durch Ausschliessung der Haftung aus dem Be- 
kenntnis, in den beiden andern Fällen durch Ausschliessung 
der Haftung nnd Uebertragung der Beweislast. 

H. 

Eine Ausschliessung der Haltung aus dem Bekenntnis 
wird durch Klauseln nicht herbeigeführt im i?'alle des art. 660. 

Dort ist ausdrücl^lich bestimmt, dass für bei der 
Empfangnahme sichtbare, trotzdem im Konnossement nicht 



') art. nnn — Handebgerieht sn Hamburg, 15. Uftn 1868 <7. Hai 
1868.) HGZ. III. 115. 

') art. 6d7. 

*) artt, (i.')G, Bö7. 

♦) Hau(lelsi,^eri( ht m Hamburir. 15. März 1868. HGZ. III. llö. — 
Handelsgericht zu Hamburg, 30. Jan. 1872. HGZ. V. No. 50. 

ROHG. 30. Juni 1871, Eutsch. Bd. HI. 25. — Handelsgericht 
m Hamburg, 4. Ang. 1872. EQZ. V. 106. 

■) art. 666. 

') art. 667, 

4 
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vermerkte Mängel der Beschatfenkeit und Verpackimg der 
Schiffer zu liaften habe und dass diese Haftung durch 
Klansein nicht anszaschliessen sei.') £s können aber dennoch 
solche Klansein gfiltag gesetzt werden, yoransgesetzt, dass 
das Nichtwahmehmen der Mängel sich bei dem Kapitän, der 
zwar zur Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers, aber nicht 
eines mit spezieller Warenkunde ausgestatteten Kaufmanns 
verpfliclitet ist, entscliuldigen lässt.^) Die Wii kaug der bei- 
gefügten Klausel äussert sidi aber nur in Bezug auf die 
Beweislast. Nacli Analogie von artt. 655 uml ()50 muss bei 
reinem Konnossement der Schitter die Nicliterkennbarkeit, bei 
einem mit derartigen Klauseln versehenen der Destinatär 
die damalige Erkennbarkeit der Mängel beweisen.*) 

ITT. 

Beim Ladeschein ist eine derartige Aussclilitssung der 
Haftung aus dem Bekenntnis nicht iiblicli; sie ist ja auch 
niclit notwendig, da der Frachtführer nur für Verscliulden 
bei Abgabe des Bekenntnisses haftet und ihm gegen fast 
alle Punkte desselben, sicher gegen die dui'ch Klauseln be- 
troffenen, der Gegenbeweis zusteht, lieber die Zulässigkeit 
und Wirkung einer trotzdem etwa beabsichtigten Aus- 
schliessung der Haftung ist im Gesetz beim Ladeschein 
nichts gesagt; ihre Benrteilang unterliegt daher freiem richter- 
lichen Ermessen. 

Es lässt sich aber ans dem Wesen des Empfangs- 
bekenntnisses im Ladeschein und aus der Absicht der Parteien 
bei Setzung solcher Klauseln eine allgemeine Interpretations- 
regel ableiten. 

Zuerst ist festzuhalten, dass auch hier eine Ausschliessung 
der Vertretung wegen Unkenntnis nur dann statthaft ist, 
wenn in dieser Unkenntnis selbst keine Verletzung der 
Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers, also kein Ver- 



') Handelsgericht zu Hamburg, 5. Jan. 1869. HGZ. m. 24. 

*) KG. 16. April 1881. Entsch. Bd. IV. 90. - Lewis, art. 660 No. 2. 

>) mm. 30. Jani 1871. fiatsch. Bd. lU. 28. 
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schulden liegt Es können ihrer Natur nach derartige be- 
freiende Klansein nur nnter ähnlichen Yoratissetznngen') wie 
beim Konnossement gültig und wirksam sein. 

Sodann aber ist ihre Wirkung eine Veränderung der 

Jieweislast: 

Ohne Klauf^el steht dem Frachtfiilirer ?:pgen sein 
Empfangshekeiiiitiiis der Beweis zu, dass er das Empfangene,^ 
abg-eliefert habe nnd dass ihn bei Ansstellung des unrichtigen 
Bekenntnisses kein Verschulden treffe. 

In der Setzung einer Klausel aber liegt eine weitere 
Abschwächung des Kmpfangsbekenntnisses und eine Ablehnung 
der Vertretung desselben auch nur in dem beschränkten 
Masse, dass es wenigstens durch Gegenbeweis entkräftet 
werden muss. Vielmehr kann statt dessen der Frachtführer 
den Beweis des Empfängers abwarten, dass er etwas Anderes 
oder weniger als das Empfangene abgeliefert habe. Denn 
er haftet dann nur noch ex receiitu^); sein Bekenntnis im 
Ladeschein liat uicljt einniai soviel Kraft, um erst noch von 
ihm widerlegt werden zu müssen. 

Der Fall des art. 655 geht beim Ladeschein in den 
allgemeinen Regeln von der Gestattung des Gegenbeweises 
auf; bei der Uebergabe der Güter in Verpackung oder in 
geschlossenen Gefässen wird dem Frachtführer der Beweis 
der Abwesenheit von Verschulden besonders leicht fallen. 

In dem Falle des art. 660, dass schon beim Empfang 
wahrnehmbare Bescliädiguüg* ii oder Mängel der Ware nicht im 
Empfaugsbekenntnis bt^jierkt wurden, wird wohl stets ein 
Verschulden des Frachtführers vorliegen; die Haftung datür 
kann er nicht ausschliessen, höchstens die Beweislast durch 
Klauseln von sich ablehnen. 

Im Ganzen sind also die Vorschriften Uber die Klauseln 
im Konnossement (artt. 656, 6Ö7) nicht etwa analog auf den 



*) HGB. artt. 666, 657. 

*) So fUr die Klausel »Inlialt unbekannt* arg. ort 657 die Entsch. 
des ROHG. 10. Dez. 1S72. Eutsclt. Bd. ym. 198. 

4« 



Digitized by Google 



— 52 — 



Ladescliein ausziulehneii ; aber es ergibt sicli aus der Natur 
dieser Klauseln, dass sie nur unter den dort erwähnten 
Voraussetzungen möglich und dass ähnliche Wirkungen der- 
selben in Bezug auf die Beweislast aucli beim Ladeschein 
stattliaft sind. 

4 

2, In Bezug auf das Auslieferungsversprechen. 

Kapitel IV. 

In (lemRssheit des Auslicferungsvcrsprechens. 

I. 

Die Auslieferungspflicht des Schiffers und Frachtf&brers 
grttndet sich auf das Auslieferungsrersprechen im Konnosse- 
ment und Ladeschein. Die Ablieferung kann erfolgen in 
Bezug auf alle übrigen Momente entweder in G^mässheit 
oder unter Modifizirung des Versprechens; in Bezug auf die 
abzuliefernde Ware ist ihre Grundlage einmal das Empfangs- 
bekeniitiiis; sodann aber treten für die Zeit des Transportes 
die Kegeln des receittuni hinzu: es haftet fiir div^p /pit d^r 
Schiffer ex recepto in dem gesetzlich lixirteu Umfang. Ks 
ist zu untersuchen, wieweit auch diese Haftung dui-ch Be- 
merkungen auf dem Konnossement oder Ladeschein aus- 
geschlossen werden kann. 

IL 

Zu den wichtigsten Bestandteilen des Ausliefernngs- 
versprechens gehört das Versprechen, am Bestimmungsort 

und dasjenige, an den legitimirten Empfänger auszuliefern. 

Ueber den Fall, dass die Auslieferung in Bezug auf 
den Besiiiiimungsort in Gemässheit des Versprechens erfolgt, 
ist nichts zu bemerken; inwiefern jedoch eine Modifikation 
desselben eintreten kann, wird unten zu erörtern sein. 

Ueber die Legitimation zum Empfang des Gutes finden 
sich fast gleichlautende Bestimmungen bei Konnossement und 
Ladeschein*): ,Zur Empfangnahme der Güter legitimirt ist 

') Hüb. art. 647, 2. art 417. 
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derjenige, an welchen die Güter nach dem Konnossement 
abgeliefert werden sollen oder auf welchen das Konnossement, 
wenn es an Order laat«t, durch Indossament fibertragen ist/ 

„Znr Empfangnahme legitimirf* heisst berechtigt nicht 
nur za empfangen, sondern anch zn foi*dem.') 

Der zweite anf Orderkonnossemente resp. Orderlade- 
scheine bezügliche Teil ist eigentlich in dem ersten schon 
eutlialteu; nur aus der ausdrücklichen Zuluguug des zweiten 
Teils ersribt sich, dass der erste sich lediglich aul nicht an 
Order gestellte Konnossemente resp. Ladescheine bezieht. 

Legitimirt ist im Falle des Naniens-Konnossements 
resp. -Ladesclieins der bezeichnete Knipt'änger,^) sowie jeder 
legitimirte Rechtsnachfolger oder Bevollmächtigte desselben. 
Die Prüfung der Legitimation ist Pflicht des Schilfers. 

Im Falle des Orderkonnossements resp. Orderladescheins 
ist legitimirt zum Empfang der bezeichnete Empfänger 
oder der letzte Indossatar'). Beim Blancoindossament*) gilt 
als solcher der Inhaber des Konnossements. Zur Prüfung der 
Echtheit der Indossamente ist der Schitfer nicht verbunden. 

Inhaber- und Blancokoiinossemente sind im deutschen 
Handelsverkelir nicht üblicli'^), aber an sich zuliissip^. Zum 
Eni{)t'aiiL'- berechtigt ist jeder luliaber; einer Prüfung der 
Legitimation von Seiten des Schillers bedarf es nicht. 

Stets aber ist bei der in Gemässheit des Versprechens 
stattfindenden Auslief er uu<4 der Besitz eines Exemplars des 
Konnossements zur Legitimation erforderlich nnd ausreichend. 

III. 

Bei der Ausstellung von mehreren Konnossements- 
ex»-niplai'en kann es vorkommen, dass mehrere legitimirte 
Inhaber von solchen die Auflieferung verlangen. Grundsätz- 

>) ThU m. 81. — Eger m. 91. 

*) Goldschmidt, § 73, S. 693. — Makower, art 647 A. 166. 
«) WO. art. 36. 

•) EG. 2. Febr. 1881. Entsch. Bd. IV. 147. 

») HGB. art. 305. 

') Goidschmidt, § 72, S. 69B. 
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lieh soll ja nur Eines üev Exemi)lare zirkuliren oder es 
sollen sich die melireieii in Zirkulation <^esetztpn schliesslich 
in einer Hand zusammenfinden.^} Ks kann aber audi, ab- 
gesehen von einem Delikt und einem Versehen, vorkommen, 
dass sich die mehreren Konnossementsexemplare in ver- 
schiedenen Händen befinden. 

So wenn bei Unsicherheit des Destinatars ' der unbe- 
zahlte Absender oder bei Konkurs über das Vermögen des 
Absenders dessen Gläubiger ein zweites Exemplar an einen 
Korrespondenten abschicken, um die Auslieferung zii ver- 
hindern.') 

Das Gesetz unterscheidet hier nicht zwischen indossablen 
und nicht indossablen Konnossementen. 

Gleichzeitigkeit der Meldung- ist nicht erforderlicli. Der 
Eintritt der Kollision bestimmt sich überhaupt nicht nach 
dem Zeitpunkt der Meldung oder eines etwa daraufhin er- 
teilten Versprechens des Schiffers, sondern nach dem der 
noch nicht oder teilweise begonnenen Auslieferung. Bei 
späterer Meldung eines zweiten Konnosätementsinhabers tritt 
die Kollision für den noch nicht ausgelieferten Rest ein. 

Im Falle einer solchen Kollision mehrerer legitimirter 
Konnossementsinhaber ist der Schiffer verpflichtet,') sie 
sämtlich zurückzuweisen, also an keinen derselben auszu- 
liefern oder mit der bereits begonnenen Auslieferung einzu- 
liallen. Sodann nmss er die (TÜter gerichtlich oder in einer 
anderen sicheren Weise deponiren und die Konnossements- 
inhaber unter Angalie der Gründe seines Verfahrens hiervon 
benachrichtigen. Es ist dem Schift'er ferner das Recht 
gegeben,*) auf Kosten der Ladung förmlichen Protest zu 
eriieben, eine Verpflichtung dazu ihm jedoch nicht auferlegt 

«) Üoldschmidt, § 74, ü. 726. — Lewis, art. 644 No. 1. — Miikower, 
art. 647 A. 155 b. — Eger IH. 99, 

') Lewis, Seerecht art. 648 No. 1. — Uakower, art. 648 A. Iö7b. — 
Prot 2S33. 

•) HGB. art. 648. 

•) HGB. art. 648, 2. — Lewis, Seerecbt art. 648 No. 5. — Makower, 
art. 648 A. 158. — Sger m. 102 f. 
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Bei Einigung der melirf^reii Konnossenieiitsiiiliaber Uber 
Deponirung des Gutes bei einem von ilmen oder bei einem 
Dritten*) — dem Schiffer gegenüber herzustellen durch er- 
klärten Rücktritt aller bis auf Einen unter Vorbehalt ihrer 
gegenseitigen Rechte — besteht dem Schiffer gegenüber kein 
KolHsionsfall mehr. 

B$im Ladeschein sind Duplikate nicht üblich. Der 
Gesetzgeber hat ausdrücklich keine Bestimmung über die- 
selben aufgenommen. Für den Fall ihres Vorkommens ist 
kein Zweifel, dass bei Kollision mehrerer berechtigter Lade- 
scheininhaber die dni't lians zweckentsprechenden Vorschriften 
des art. 648 auch beim Ladeschein praktisch und anwend- 
bar sind. 

Kapitel V. 

Unter Modlüziruug des iiislieferungsverspn'cheiLs. 

L 

Trotz seines Auslieferangsversprechens kann der Schiffer 
genötigt sein, in Folge von Anweisungen des Abladers oder 
des Konnossementsinhabers entgegen dem Versprechen an 
anderm Ort oder an eine andere Person auszuliefern. Doch 

sind diese Fälle vom Gesetz genau geregelt mit Rücksicht 
einmal darauf, dass jeder Inhaber eines Konnis-ements 
selbständig foi'derungsberechtigt ist und in diesem ixeclit 
nicht geschädigt werden darf, sodann darauf, dass dem 
SchiÜer voUe Sicherlieit gegen die anderweite Erhebung von 
Ansprüchen aus dem Konnossement gewährt werden muss. 

Das Gesetz unterscheidet hierbei zwischen solchen 
Konnossementen, durch deren [Jebertragung der Erwerber 
ein selbständiges, and solchen, wo er nur ein abgeleitetes 
Recht erhält, also zwischen den Order-, Inhaber-, Blanco-') 
und den Namenskonnossementen*). 

' Prot. 22;»;. — Lewis, an. 648 No. 4. — Makwwer, art. 64ö A, 

157c. — Koch, Kommentar art. 648 N. 157. 

>) HGB. art. 661, Abs. 1—3. 

») HGB. art. 661, Abs. 4. 
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lm Falle einer Modifizirung des Anslieienrngsversprecliens 
daif bei Orderkonnossementen die Auslieferung nur gegen 
Rück gäbe sämtlicher Exemplare geschehen. Die Modifika- 
tion kann betreffen alle Punkte des Versprechens, besuuders 
aber die Zusagen in Bezug ani den Bestimmungsort und den 
Empfäiij^er.*) Sie kann verlangt werden 

a. von dem Ablader, gleichviel ob ini Beätimmuugshaten 
oder anderswo;^) 

b. von dem Inhaber der samtlichen Konnossemente, in 
einem anderen als dem Bestimmungshafen, selbst nach be- 
endigter Reise.') 

Bei Namenskonnossementen können Modifikationen des 
Ansliefemngsversprechens verlangt werden 

a. gegen Rftckgabe sämtlicher Exemplare*) 

b. ohne Rückgabe auch nur eines Exemplars, wenn 
der Ablader und der bezeichnete Empfänger in tüe Ver- 
änderung willigen.*) 

Liefert der Schiffer unter Modifizirung seine^s Aus- 
lieferungsversprechens ohne Rückempfang sämtlicher Exem- 
[)lare aus, so thut er dies den berechtigten Inhabern der 
nicht zurückgegebenen Konnossemente gegenüber auf eigene 
Gefahr; doch kann er wegen der deshalb zu besorgenden 
Nachteile zuvor Sicherheitsleistung fordern und eventuell kann 
auch in einer derartigen Weisung des Absenders eine Garantie- 
Übernahme für den entstehenden Schaden gefunden werden.*) 

II. 

Beim Ladeschein ist die Anwendung ähnlicher Grund- 
sätze, also die Statthaftigkeit der Analogie aus art. 661 zur 
Erweiterung der engen Bestimmung von art. 416, sehr bestritten. 

») IJCB art 661, Abs. 1 und 2; art. 662. 

») Güidsciiinidt, § 72, S. 695. 

') HGB. art. 662. 

*) arg. art. 661, Abs. 4 Satz 2. ' 

•) Goldadimidt, § 72, S. 697. — HGB. art. 661, Ab«. 4. — 
Hakower, art. 661, A. 178. — Lewig, art 661 No. 4. 

•) Handelsgericht an Hamborg 81. Febr. 1661. Hamb. GZ. I 86. 
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Der Frachtführer „darf späteren Anweisungen des 
Absenders . . . nur dann Folge leisten, wenn ihm der Lade- 
schein zu Kickgegeben wird."^*) Man sieht es dieser Bestimmung 
im Vergleich zu art. BBl sofort au, dass sie, wie auch der 
Gang der Beratungen zeigt, ^) für die einfacheren Verhält- 
nisse des Binnenverkehrs möglichst einfach gehalten ist 
Darin liegt wohl nicht die Ansschliessnng der Anwendung^ 
der eingehenderen Bestimmungen von art. 661. Die dort 
gegebene Unterscheidung der Order- nnd Bektakonnossemente 
und die daraus gezogenen Folgerungen beruhen so sehr auf 
dem Wesen und den Folgen der Order- oder Rektaqnalität 
dass sie wohl auch für den Ladeschefai anwendbar sind. 

Die Erwähnung allein des Absenders als befugt Aende- 
rungeu zu verlangen ist nicht einschränkend zu interpretiren. 
Denn da in Hinsicht auf sämtliche Disposiü«)iisbefugnisse 
der durch den Ladeschein lej^itiniirte Empfänger an die 
Stelle des Absenders tritt, so kann er auch — gegen Bückgabe 
des Ladescheins — Erfüllung unter Modifizurung des Aus- 
lieferungsversprechens verlangen. 

Ueber den Umfang solcher Modifikationen bestimmt art. 
416 : „Anweisungen . . wegen Zurückgabe oder Ausliefening 
des Gutes an einen andern als den durch den Ladeschein 
legitlmirten Empfänger*. Offenbar sind damit nicht die 
einzigen, sondern nur die gewöhnlichsten Anweisiii] gsbefug- 
uisse angegeben, die der Absender als solcher in Folge der 
Ausstellung,^ des Ladescheins verliert. Besonders bestritten 
ist indes die Frage, ob von dem Inhaber des Ladescheins 
die Modifikation des Versprechens am Bestimmungsort ab- 
zuliefern, also ob auch vorher schon die Ablieferung ver- 
langt werden kann.*) Da aber in Bezug auf die Dispositions- 

') HGB. art. 41 ß. 

Prot. 4775, — Koch, art. 416 A. 57. — Egcr IIT. 75. — AnrlRrer 
iMeinmig: : (ioldschmidt. 8 75 S. 765 N. 94, 2. — Puchelt, art. 416 ]So. 3. 
arg. art, 41(i Satz 2. — Esfer TIT. 78. 
*) Goldschmidt, § 75 S. 765 N. 94 No. ä. — Auders: v. Kräwel, 
8. 693. — Brix, S. 411. — Eger m. 91. 
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befugnisse fiber das Gut der legithnirtebiliaber des Ladescheins 

an die Stelle des Absenders tritt, so ist jene Möglichkeit 
schon nach art. 41ü au/uiiehmen; zudem steht analoger An- 
wendung: von art. 661 nichts im Wege, da bei Ansstelliinp: 
nur Eines Ladescheins dieser der Wirkimji: nach gleich 
sämtlichen Exemplaren, bei Ausstellung mehrerer Lade- 
scheine aber stets aut' die Kounossementsbestimmangen 
zurückzugehen ist. 

Kapitel VL 

' Die Haftung aus dcui ri^ec^ptum und AusscliiiesHUiig 

derselben« 

Für die Zeit des Transportes, also von der Empfang- 
nahme bis zur Ablieferung des Gutes haftet der Scliiffer wie 
der Frachtführer fiir Wrlust oder Beschädigung des Gutes, 
und zwar über Versclmlden hinaus,^) nach den jetzt schlecht- 
hin geltenden, aber modifizirten Grundsätzen des receptum. 
Er wird nur frei durch den Nachweis, dass Verlust oder 
Schaden erstanden sind: durch die natiirliche Beschaffenheit 
des Gutes, oder dnrcJi äusserlich nicht erkennbare Mängel 
der Verpackung, oder dnrch eigene Schuld des Absenders, 
oder durch höhere Gewalt. 

An dieser Haftung aus dem receptnm wird durch 
Ausstellung eines Konnossements oder Ladescheins nichts 
geändert.^) Die Zulässigkeit der befreienden Beweise auch 
gegen den auf (Irund des Konnossements berechtigten 
Empfänger ist \'üraussetzuug der im Konnossement erwähnten 
Transp or tverpflichtung 

Beim Ladesclieiii können wir diesen eigentlich selbst- 
verständlichen I^mkt auch wohl unter denjenigen finden, 
wo nach ausdiücklicher Bestimmung des (rpsetzes trotz 
Ausstellung eines Ladescheins ^im Uebrigen** die Bechtssätze 
vom Frachtvertrag zur Anwendung kommen.') 

') HGB. artt. ayö, 400, 607. 
*) Goldscbmidt, § 72 S. 601. 
') HOB. art. 419. 
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Die Möglichkeit einer vertragsmässigen Besdiräiikung 
der Haftung ex recejito ist beim Frachtvertrag gegeben; 
iiisbesoiiderp gelten einseitige aber vom Absender zugelassene 
Klauseln im Frachtbriefe als leges coiitractus. 

Im Falle der Ausstellung «ines Konnossements müssen 
solche Klauseln, um gegennber dem Empfänger wirksam zu 
sein, natürlich in das Konnossement aufgenommen sein. So 
bestimmt noch ausdrücklich art 659. Ueber die Voraus- 
setzungen, unter denen dem Schiffer die Beifügung solcher 
Klauseb, wie „frei von Bruch", „frei von Leckage^, „frei 
von Beschädigung'' gestattet ist^ wii'd nichts gesagt. Die 
Statthaftigkeit der Aufnahme wird sich wohl danach richten, 
ob der Ablader ein derartiges Konnossement annehmen will 
oder — nicht rechtlich; aber — thatsächlich gezwungen sem 
kann, es anzunehmen. 

Selbstverständlich ist Ablehnung der Haftung insoweit 
unstatthaft als Bruch oder Beschädigung schon bei der 
Abladung wahrnehmbar gewesen oder gar wahrgenommen 
worden sind.^) 

Die Wirkung aber der giltig gesetzten Klansein ist 
einmal Ablehnung der Beweislast, indem nicht der Schiffer, 
sondern der Empfänger beweisen') muss, sodann Minderung 
der Haftung^), indem nnr für den nachweislich durch das 
Verschulden des Sf']ll^i(:l^ adv.r ein^^r Person, für welche der 
^Verfrachter verantwortlicii ist, verursachten Schaden einzu- 
stehen ist.*) 

Die Zulassung solcher die Haftung ex recepto be- 
schränkenden Klauseln beim Ladeschein dürfte ausser allem 



>) HOB. art. 660. — BOHG. 16. Februar 187ö. Bntsch. XVI. 

189. Handelsgericht zu Hamburg, 1. Febr. 1866 iu Hennann u. Hirsch 
No. 194. — Handelsgericht zu Hambar;::, 14 Okt. 1869. HGZ. HI. 33. — 
HandelBgericht zu Hamburg, 21. Jan. 187:i HGZ. VI No 215. 

^) Handelsgericht zu Hamburg, 12. Sept. 1862. Hamb. GZ. II. 807. 
Lewis, art. 659 No. 1. 

*) Handelsgericht zu Ilaniburg, 12. Juni 1873 in der Z. f. HR. XIX. 
229. — Handelsgericht zu Hamburg, 23. März 1875 iu Busch XXX VI. 288. 
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Zweifel sein. Unsere Ablelinung der eiiiscln äiikenden Wirkiin;? 
der Klansein von artt. f)o6, 657 ffir den Ladeschein stellt 
nicht entgegen, da diese Klauseln die Haftung aus dem 
Bekenntnis, die Konsequenzen aus der vollkommenen Skriptur- 
obligation des Konnossements auszuschliessen bestimmt und 
von den hier behandelten scharf geschieden sind/) 

Zu erwähnen ist noch, dass neuerdings fttr das Kon- 
nossement viel weiter gehende Befreiungsklauseln angekommen 
sind, dnrch die all und jede Haftung des Rheders ans dem 
receptum beseitigt wird*) und nur bestehen bleibt die nicht 
aiisschliessbare Haliiuig desselben aus eigenem dolus und 
eicfoiier culpa und die Verantwortliciikeit flir die Folgen der 
Verseilen des Scbiiters in seiner Eigenscliaft als geschäft- 
licher Vertreter des "Rhedere.^) 

Wir möchten diese, durcli ein geradezu faktisches 
Monopol der grossen Dampferlinien aufgekommenen allzu- 
weiten Befreiungen des Rheders als für die Bedürfnisse des 
Verkehrs schädlich erachten. Aber auf Grund des bestehenden 
Gesetzes ist ihnen die beabsichtigte Wirkung nicht abzu- 
sprechen. Urteile der Gerichtshöfe, die dies versuchen, 
entsprechen mehr der Billigkeit wie dem geltenden Recht. 

Eine Anwendung auf den Ladeschein beanspruchen 
diese weitgehenden Klauseln bis jetzt nicht und verdienen 
sie gewiss nicht. 



1) ROHO. 8. Dez. 1874. Entscb. Bd. XV. 381. — R6. 16. April 
1881. Entseh. Bd. IV. 88. 

*) Lewig, art 659 No. 4. — Lewis. Die nenen Konnossements- 
kkkQselu 1885 pag. 10—42. 

•) Urteil der Coinmon Pleas-Abteilung des High Court of Justice 
iu Goldschmidt. Z. f. HR. XXVI. 496. — Allrrdin^s erklärt das Handels- 
gericht zu Hamburg, 12. Okt. 1874 : „Derarti2:e dem AVosen des Fraelit- 
vertrags widerfsprechende Klauseln haben auf richterliche Beachtaug 
keiaeu Anßpmch." HüZ. Vm. No. 22. 
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III. Theil. 
Sehlnss. 

Wir sind am Ende unserer Untersuchung angelangt 
Betrachten wir das Ei'gebnis derselben: 

In Betreff der Ausstellung, und zwar des Zweckes, 
der Art, des Gegenstandes derselben, sind Konnossement 
und Ladeschein im allgemeinen den gleidien Bechtssätzen 
unterworfen ; 

in Betreff der Uebertraguiig und zwar sowold 
der obligatorischen wie der dinsrlicheii Wirkuno- derselben 
herrscht bei Konnossement und Ladeschein vollkoiiiinene 
teils im Gesetz ansgedrückte, teils durch Aualogie her- 
gestellte Gleichheit; 

in Betreif der Erfüllung gelten bei beiden Instituten 
die gleichen Eechtssätze insoweit als nicht durch den 
Unterschied der sich ergebenden Skripturobligation ein 
Anderes bedingt ist 

Dieser Unterschied aber ist es, der die praktisch 
wichtigsten Konsequenzen mit sich flihrt. Beim Konnosse- 

iiiLiit ist durch Setzung iiUer ihrer Folgerungen eine voll- 
kommene Skripturobligation hergestellt: beim Tjadeschcin ist 
durch Wes'lassung der liauptsächlielisten Konsequenzen eine ^ 
unvollkommene ^hinkende Skripturobligation anerkannt, und 
zwar hinkend in Bezug auf die so wichtige Vertretung der 
Hauptpunkte des Empfangsbekenntnisses. 

Damit ist zugleich gesagt, dass nicht die Konnossements- 
obligation durch Zufügung positiver Sätze vermehrt 
und ausgebildet, sondern die Ladeseheinobligation durch 
Weglassung wichtiger Folgerungen abgeschwächt, oder 
vielmehr nicht in gleicher Konsequenz entwickelt ist 

Und hiernach richtet sich dann auch die Anwendbarkeit 
der Eechtssätze des Konnossements auf den Ladesclieiu. 
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Tti der Theorie miissten wir in fast allen Punkten 
grosse Verscliiedenheit der Ansicliten constatii'en. 

Die von uns gefundenen Resultate entsprechen den 
thatsächliciien Verhältnissen, den Ansichten des Verkehrs 
und meist auch der Praxis, aus deren Urteilen sie grossett- 
teils geschöpft sind. Die durchgehende Berttcksichtignng 
dieser Faktoren mag nnsere UDtersnchung berechtigt und 
— hoffentlich — fördernd erscheinen lassen. 
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9 


9 


VIII. 


S. 87. 



III. Erkeiintiilsse des Preussfsclien Obertribuuab 

vom 26. April 18G4: in Senffert.s Archiv XX. No. 170. 

, 7. Mai 186,0: in Büsch s Archiv Bd. TX, S. 270 flF. 

, 28. November 1865; in Striethorst Bd. (>0 S 282: auch in der Z. f. 

HE. Bd. XII. S. 5UU: anch in Siebenhaars 
Archiv Bd. XVII. S. 193. 
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vom 19. September 1867: in Striethorst BU. 68 S. 174; auch in Sieben- 
haars Archiv Bd. XVIU. S. 395. 
, 28. Januar 1868: in Striethorst Bd. 71 8. 44; auch in der Z. t 

HB. Bd. XIX. S. 580. 

IV. Erkenntnis des Koui. und Adm. Kollogs Königsberg 
Tom 11. Juni 1868: im Centialorgan N. F. Bd. V. S. 311. 

V. Erkenntnis des See- und Handelsgerichts zu Stettin 
vom 8. Juni 18(i6: Büschs Archiv Bd. X. S. 397. 

VI. Erkenntnisse des Handelsgeriehts zn Hämliurg 

Tom 14. April 1851: Ulliieh No. 16. 

, 1. NoTember 1858: Ullrich No. 80. 

« 6. September 18&8: Seebohm No. 30. 

g 6. September 1868: Seefa<dun Nö. 31. 

„ 8. September 1859: Seebohm No. 89. 

, 21. Febniar 1861 : Hamb. GZ. I. 26. 

„ 5. Februar 1862 : Hermann und Hirsch No. 4.* 

, 12. September 1862: Hamb. GZ. II. 87 

„ 20. September 1865: Hermann und Hirsch No. 176. 

j, 1. Februar 1866: Hermann und Hirsch No. 194. 

„ 11. November 1867 : Büschs Archiv XU. S. 463. 

„ 16. Uftrz 1868: HGZ. HI. 116. 

, 7. Hai 1868: HGZ. IH. 68. 

, 9. Juli 1868: Buscha Archiv XVI. S. 188; auch in Kiemlf 

II. S. 350. 

, 26. September 1868: HGZ. I. 238. 

, 5. Januar 18G9: HGZ. III. 24. 

. 14. Olitober 1869: HGZ. III. 3.3. 



20. Januar 1870 
30. Januar 1872 
4. August 1872 



HGZ. ni. 261. 
HGZ. V. 50. 
HGZ. V. I0(i. 
„ 26. Oktober 1872: HGZ. V. 290. 
„ 18. November 1872: HQZ. VI. 26. 
. 21. Januar 1873: HGZ. VI. 215. 
, 16. Mai 1873: - HGZ. VU. 26a 
, 3. Juni 1873: HGZ. YTI 16 

„ 12 Juni 1873: Z. f. HK. XLX. S, 229, 

„ 24. November 1873: HGZ VU. 27. 
ohne Datum 1873 : H(iZ. Vli. 286. 

vom 9. Januar 1874: H(iZ. VIII. 2 
. 12. Oktober 1874: HGZ. VIII. 22. 
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23. März 1875: Büschs Archiv XXXVI. S. 288. 

2Ö. lebruar 1877: HGZ. X. 61. 

21. September 1877: HGZ. X. 195. 

17. jQli 1878: HGZ. XI. 158. 

19. September 1878: Boseb« Aiehiv XXVn. 151. 

16. Jamiar 1879 : HGZ. XU. 37. 

S4. Uftrs 1879: HGZ. Xn.*4D. 



VII. Erkenntnisse des Obcrj?erielits zu llanibur^ 
Yom 2d. Oktober 1868 : Kicruii II. S. 851 ; auch in Büschs Archiv XVI 



11. Juli 1873: 

23. November 1877 



S. 191. 

Z. f. HR. XIX. 
HGZ. X. 215. 



S. 230. 



VIII. £rkoniitni8se des Oborappellatioiugerieht zu Lübeck 



▼om 14. Jnni 1866: 
29. April 1867: 
28. Joni 1869: 



» 



27. Janaar 1870; 



Eiemlf H. S. 405. 
Kienüf HI. S. 318. 

Senffert XXIY. No.7d; auch in Z. f. HR. XIX. 

S. 561. 
Kierulf VI. S. dl. 



IX. Erkenntnisse des Olierlandesg^crlelits m Hamburg 



vom 21. Juhi 1882: 

20. Februar 1883: 
16. Mai 1883: 

21. Oktober 1883: 



Seuffert N. F. VIII. Nu. 150. 
Hans. GZ. IV. 46. 
Senffert K F. VIII. No. 332. 
Seuffert N. F. X. No. 92; auch in Hans. GZ. 
IV. 127. 
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